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Editorial 


Mit Neuem aus der Ostberliner Besetzerszene eröffnen wir diesmal den "telegraph". Die 
Front der renovierten Häuser hat inzwischen die wenigen Freiräume selbstbestimmten 
Lebens erreicht. Neubesetzungen enden, wenn sie nicht gleich von einer wild geworde- 
nen Polizeiarmada zerquetscht werden, in selbstzerstörerischen Verhandlungen, in 
denen das Wort "Selbstbestimmung" nur noch auf Unverständnis stößt: die Heilsarmee 
bot den Besetzern der Kastanienallee 71 an, sie könnten ja "in einem anderen 
Obdachlosenheim der Heilsarmee unterkommen". Aber auch die verbliebenen freien 
Häuser können, wenn sie nichtdem Druck der Behörden und derEigentümer unterliegen, 
dernormenden Gewalt deskapitalistischen Geldes, die in jede Kapillare der ostdeutschen 
Gesellschaft dringt, nicht mehr viel Inhaltliches entgegenstellen und zersetzen sich. 
Nicht weniger traurig sind die Nachrichten aus Leipzig, auch wenn Frank 
Feiertag den Tatsachen etwas Witz abgewinnt. Ermutigendes gibt es nur aus dem 
Ausland, aus Mexiko zu hören. Wenn unsere Druck- und Auslieferungszeit nicht zu lang 
ist, werden wir merkwürdigerweise (oder nicht?) das erste deutsche Medium sein, das 
über die dortigen revolutionären Entwicklungen seit dem März berichtet. In Rußland 
dagegen scheinen die Dinge weiter den Bach herunter zu gehen. Wir versuchen immerhin 
einiges Erklärende und Kommentierende zu sagen. | 

Auf ein vierseitiges Pamphlet, in dem die stalinistische RAI gegen unseren 
Enthüllungsartikel wütet, reagieren wir dagegen nicht. Wie heißtes so schön: Die Hunde 
kläffen, die Karawane zieht weiter. 

Noch ein Wort in eigener Sache: Wir haben es längst aufgegeben zu sagen, daß 
der "telegraph" eine nichtkommerzielle Zeitschrift ist und nur so gut sein kann wie die 
Korrespondenzen, die aus dem ganzen Land kommen. Es kommt sehr wenig. Wir 
machen mit immer weniger Leuten immer mehr Arbeit. Trotz wiederholter Anfragen 
haben wirbeispielsweise nichts über die Spaß-Aktion gegen die Bundeswehrvereidigung 
in Delitsch bekommen - die Dresdner sind sich offenbar selbst genug. Dennoch hören wir 
nicht auf, Interessierte zur Mitarbeit aufzurufen! | 

Eure Redaktion "telegraph" 


Bildnachweis: S. 11, 13, 18, 22, 50, Titel- u. Rückseite: 
Frank Feiertag, S. 25 u. 3x $. 26: Agentur Azeite, S. 30 u. 


32: Blätter des IZ3W Nr.195, S. 36 u. 39: Jörg Reißig, 
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Keine Besetzung, kein Runder Tisch 
Obdachlose besetzen Ostberliner Haus der Heilsarmee 


Die Kastanienallee71 isteinnach den Maßstä- 
ben des Ostberliner Stadtbezirks Prenzlauer 
Berg relativ gut erhaltenes Haus ganz in rotem 
Klinker. Nachdem die zahlreichen Betriebe, 
die dort untergebracht waren, nach der Wende 
Pleite gingen oder auszogen, steht das Haus 
seitnunmehr zwei Jahren leer. Nichtsdestowe- 
niger - und ganz gegen die sonstigen Bräuche 
der örtlichen Wohnungsvernachlässigungs- 
gesellschaft (WiP-“Wohnungsbaugesellschaft 
im Prenzlauer Berg”) wurde das Gebäude 
instand gehalten und sogar im Winter beheizt. 

Das entdeckte eine Gruppe junger Ob- 
dachloser im Alter von 15 bis 26 Jahren, die 
sich “Springflut” nennen. Sie besetzten im 
Februar diesen Jahres das Haus. So etwas 
konnte dem Berliner Senatnichtrecht sein, der 
gemeinsam mit den Immobilienspekulanten 
eifersüchtig die sogenannte “Berliner Linie” 
hütet, daß nämlich Neubesetzungen seitdem 3. 
Oktober 1989 illegal sind und sofortige Räu- 
mung erfolgt. Die Besetzer mußten das Haus 
verlassen, aber es kam immerhin zu Verhand- 
lungen. Im Verein mit den zu Hilfe gerufenen 
Mieterinitiativen WBA (“Wir bleiben alle”) 
und “Entweder Oderberger” handelten die 
Besetzeram“ Runden Tisch Instandbesetzung” 
dem Stadtbezirk einen Kompromiß ab. Die 
Besetzer konnten in zwei leerstehende Woh- 
nungen in der Schliemannstraße einziehen. 
Dort gab es zwar kein Licht, stattdessen aber 
auch kein Wasser. Für die etwa 25 Leute war 
das unzumutbar. 

Am 19. April kam es deshalb zu einer 
Neubesetzung und binnen weniger Stunden 
sahen sich die Besetzer einer größeren Einheit 
von grünen Männchen gegenüber, die ihnen 
auf die Pelle rücken wollten. Während die 
Polizei die fachmännisch angebrachten Barri- 
kaden wegräumte, konnten die Besetzer über 
die Dächer entweichen. Die Wohnungsbauge- 
sellschaft entschloß sich zu einer neuen 


Investition in das Haus. Für 30.000 DM wurde 
eine Sicherungsfirma aus Westdeutschland ein- 
geflogen, die das Haus besetzungssicher mach- 
te. Die Sorgfalt ließ auf besondere Interessen 
schließen und in der Tat zeigte sich, daß das 
Haus der Heilsarmee gehörte und im 
Rückübertragungsprozeß ist, damit später dar- 
aus - ein Obdachlosenasyl wird. 

Diese Situation wurde von den 
“Springflut”-Leuten genutzt. Sierichteten sich 
vor dem Haus auf dem Bürgersteig häuslich 
ein, mit Schlafsäcken, Transparenten und 
Infotafeln. Von Seite der Passanten, die eben- 
falls Bewohner des ärmsten Stadtbezirks von 
Berlin sind, gab es bald Solidarisierungen 
Anwohner brachten den Besetzern Verpfle- 
gung. In den Senatsstuben blinkten die 
Warnlichter auf. Man begann zu fürchten, daß 
die Dauerdemonstranten am 1.Mai Anlaufpunkt 
für Randalesüchtige würden oder sogar - Gott 
bewahre - die Mietsteigerungsgeplagten 
Umwohner sich an einem lokalen oder allge- 
meinen Aufstand beteiligen könnten. Wide 
alle Grabreden: Es gibt ihn noch, den 1. vl 
jedenfalls als Alptraum in den Köpfen vo 
Senatsbeamten. F 

Um die Leute über den 1. Mai von de 
Straße zuhaben, und offiziell, “daes sichni nr 
um eine Besetzung handle”, wurde am Runen 
Tisch mit dem Verein “Entweder Oderberger” 
ein Mietsvertrag über zehn Tage für eine Etage 
des Hauses Kastanienalle 71 abgeschlossen 
bis zum nächsten “Runden Tisch Instandbesey. 
zung”, wie es hieß. Nein, so hieß es nun doch 
nicht, denn schon zu Anfang der Sitzung hatte 
sich ja gezeigt, daß der “Runde Tisch 
Instandbesetzung” dies nicht sein durfte, An- 
geblich hatte der Bausenator Nagel in einem 
Schreiben Vertretern von Senatund Stadtbezir- 
ken verboten, an Runden Tischen teilzunehmen 
Der anwesende Senatsvertreters definierte den 
Runde Tisch alsoinein Treffen derBetroffenen- 
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Aus einem anderen Haus im Prenzlauer Berg: 


WIP will Hauscafe annektieren 

Im Januar 1991 wurde dem Hausverein der Schliemanstrasse 39 von der WIP 
und dem Beziksamt (Senat) ein Vorvertrag aufgenötigt, infolgedessen die 
Bewohner der Wohnungen einzelne Mietverträge abzuschließen hatten. Durch 
die in dieser Zeit herrschenden Konfusion (Mainzer etc) gingen wir darauf 
ein. Als Bonbon wurde uns 10% der Gesamtfläche des Hauses als 


Gemeinschaftsräume zugebilligt. Ein Teil dieser Räume im Erdgeschoß wurde 


das spätere LSD. { 
Offizielles Ziel dieses Vorvertrages war es, die Vorraussetzungen 


zur Modernisierung in Selbsthilfe zu schaffen. 


In der Folgezeit stellte 


sich heraus, 


daß die WIP lediglich 


treuhänderischer Verwalter des Hauses war, und somit nach eigener Aussage 
gar keine langfristigen Verträge mit uns abschließen dürfe. 

Am 1. Januar 1994 ist dieser Vorvertrag ausgelaufen. Seit dieser Zeit 
schwimmen wir ohne Vertrag in einem mündlichen Nutzungsverhältnis, das 


jederzeit kündbar ist. 


Dies scheint die WIP 


jetzt vorzuhaben. Also 


versuchten wir, mit der WIP neu zu verhandeln, die scheint daran aber nicht 


interressiert zu sein. 


Einzige Reaktion waren Handwerker, die Fenster und Türen ausmaßen. 
Wir geben nicht auf und machen weiter!! 


vertretung “Entweder Oderberger” um - nur 
unter dieser Bedingung könne er bleiben. 

Am Dienstag nach dem 1. Mai fuhren 
dann ein Vertreter des Vereins “Entweder 
Oderberger”, Bernd Holtfreter, und zwei Ver- 
treter von “Springflut” zu einer Konferenz der 
Heilsarmee nach Köln. Dort trugen. sie dann 
allobersten Generällnnen dieser heiligen Ar- 
mee ihr Anliegen vor, 3 Wohnungen mit 
Gemeinschaftsräumen für die Gruppe zu be- 
kommen und bis zur endgültigen Rückübertr- 
agung im Haus verschiedene Sozialvereine 
einzumieten. Das ergriff die Damen und Her- 
ren der Armee Gottes und sie versprachen, das 
Projekt wohlwollend unter ihren Herzen zu 
bewegen. Und das Verblüffendste: Die ganze 
Reise wurde vom Stadtbezirk Prenzlauer Berg 
bezahlt. Gewitztere Gemüter unkten, daß diese 
Sache bestimmten einen dicken Haken. 

Schon vor demnächsten Treffen des ..., 
also nicht des “Runden Tisches Instandbe- 
setzung”, am 6. Mai, gabes eineneue Entschei- 
dung, die auch die anwesenden Herrschaften 
der Heilsarmee angeblich überraschte. Die 
Wohnungsbaugesellschaft WiP und der Senat 
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hätten vereinbart, daß die Heilsarmee schon 
vor Ablauf der Rückübertragung das Gebäude 
übernimmt und an die “Springflut”’-Leute ver- 
mietet. Inden Augen der Senatsbeamten sicher 
eine geniale Lösung, weilsie damit die Verant- 
wortung und die finanzielle Last vom Hals 
haben. Es kam noch zu weiteren Verwicklun- 
gen: Die Jugendlichen forderten, daß ange- 
sichts des mangelnden Platzes in der bisheri- 
gen Etage weitere Etagen geöffnet werden. Der 
Verein “Entweder Oderberger” fand es ange- 
sichts der Lage nicht angemessen, daß er nun 
für weitere zwei Wochen die Räume mieten 
soll, bis eine endgültige Regelung erreicht ist, 
fand sich aber dann doch noch einmal zu einem 
Kurzvertrag bereit. 

Die Blütenträume von Besetzern und 
Betroffenenvereinen zerfielen endgültig beim 
nächsten Runden Tisch am 13. Mai. Die Heils- 
armee erschien und teilte mit, daß sie nach der 
Unterzeichnung des Vertrages mit der WiP 
nicht vorhabe, mehr als die eine Etage den 
“Springflut”-Leuten einzuräumen. Die andere 
Etagen gedenke man mit eigenen Projekten zu 
füllen. Das sei, protestierten Besetzer und 


Betroffenvertretungen, gegen den Geist der 
vorher getroffenen Abmachungen. Der anwe- 
sende Senatsvertreter, der völlig überrascht 
tat, wurde aufgefordert, die Vertragsunter- 
zeichnung zwischen WiP und Heilsarmee zu 
stornieren. Obwohl die Heilsarmee vorher ge- 
sagt hatte, der Vertrag liege ihr noch nicht vor, 
hieß es plötzlich: Nein, der Vertrag sei bereits 
unterzeichnet und an die Heilsarmee abge- 
schickt worden. Es entstand der Eindruck, daß 
hier von vornherein mit gezinkten Karten ge- 
spielt wurde, um die Besetzer über den Tisch 
zu ziehen. 
Der “Runde Tisch Instandbesetzung” 
(oder was immer es nach der Definition des 
Senatsvertreters sein sollte) endete im Eklat. 
Der Verein “Entweder Oderberger” weigerte 


sich im Einvernehmen mit der Gruppe 
“Springflut”, noch einmal mit einem Mietver- 
trag den Lückenbüßer für den Senat zu spielen. 
Die “Springflut”-Leute kündigten die Beset- 
zung weiterer Etagen an. Die Rechtsanwälte 
der Heilsarmee beklagten, hier würde eine 
zweite Enteignung ihrer heiligen Organisation 
betrieben. 

Der Senat hat sich geschickt aus der 
Situation manövriert, er ist die direkte Verant- 
wortung los. Aber wo er stehen wird, wenn es 
zur unausweichlichen Eskalation kommt, ist 
klar: Auf Seite der Reichen und Besitzenden 
ob sie nun ungeschminkt als brutale Immobi- 
lienhaie auftreten oder sich als fromme Solda- 
ten Gottes maskieren. 


W. Rüddenklau 


Wohlstand korrumpiert, Geld macht böse. 
Ehemalige Hausbesetzer aus dem Prenzlauer Berg lassen räumen 


Auch wir Ostdeutschen sind jetzt soweit: Wir 
haben nicht mehr den Kapitalismus, er hat uns, 
er ist Teil unserer Physis geworden. Auch in 
der Alternativszene denken, handeln und at- 
men wir nur noch im System. Auch in der 
Wohngemeinschaft streiten wir uns um Pfenni- 
ge, um Einfluß, darum, wer das letzte Worthhat. 
Gruppen spalten sich aus nichtigsten Anlässen 
und dann beginnt der eigentliche, furchtbare 
Streit um die Verteilung des Gruppenvermö- 
gens. Jeder produziert sich, niemand hört mehr 
dem anderen zu oder ist bereit, sich auch nur 
probeweise in dessen Situation zu versetzen. 
Ein schönes Beispiel für diese Zersetzung sind 
die folgenden Szenen aus einem Haus des 
früher ach sorevolutionären Berliner Stadtteils 
Prenzlauer Berg. | 
Betritt man das ehemals besetzte Haus 
Immanuellkirchstr. 20 in Berlin-Prenzlauer 
Berg, so stößt man aufein im Hausflur hängen- 
des eingestaubtes und vergilbtes Schriftstück 
“Satzung des Phönix e.V.” 
Gar vieles hatte man sich damals vor- 


genommen: Ökologische Instandsetz 
Energiegewinnung durch Sonnenkollektoren 
EntwicklungneuerFormen gemeinschaftlichen 
Zusammenlebens und von Modellender Selbst 
verwaltung von Wohnraum nach genossen. 
schaftlichen Grundsätzen, Unterstützung vo j 
Selbsthilfemaßnahmen im Wohnbereich Nur. 
zung eines Teils des Wohnraums für ale 
Projekte, Förderung sozialer und kulture]] E 
Initiativen, um Kiezstrukturen zu e = 
zu schaffen, usw. Leider, muß m 
gen, waren diese Ansprüche ni 
Papier wert, auf dem sie niede 
wurden. 

Mehr noch: der größte Tej] de 
nerkümmertsich ausschließlich um sich selb 
Eifersüchtig wird der zum Eigennutz erobe x 
unverhältnismäßig überdemensionierte Wohn? 
raumnach außen verteidigt. Als Ende 1990 die 
Mainzer Straße geräumt wurde, war bereits der 
Vorschlag einiger Bewohner, für Leute aus der 
Mainzer 1 Wohnung freizuhalten mehrheitlich 
abgelehnt worden (Tonart: “Die ekeligen, 


ung, 


Thalten und 
an heute Sa- 
cht mal das 
Tgeschrieben 


TBewoh- 
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schmuddeligen Mainzerleute”). 

Dabei profitierte auch die Immanuel- 
kirchstraße 20 vom Kampf um die Mainzer 
Straße, denn die besetzten Häuser im Prenzlauer 
Berg haben nach zuvor völlig erfolglosen Ver- 
handlungen, ausschließlich mit dem Druck- 
mittel “Wollt ihr eine zweite Mainzer?” jene 
für die Besetzer sehr günstigen Verträge 
durchgedrückt. Jedoch alsdielmmanuelkirchstr. 
20 ihren Vertrag in der Tasche hatte, war für 
die meisten Bewohner alles gelaufen. Sie zo- 
gen sich ins Privatleben zurück. Auch im Haus 
änderte sich einiges. So fielen zum Beispiel die 
Gemeinschaftsräumeprivaten Mehransprüchen 
an Wohnraum zu Opfer. Die nur lose Gemein- 
schaft brach auseinander. 

Eine erste symptomatische Krise ent- 
stand, als im Juni 1992 Leute ins Vorderhaus 
einziehen wollten. Die Bewohner des 
Vorderhauses und des Seitenflügels grenzten 
die späterin das Hinterhaus eingezogenen Leu- 
te aus und wiesen ihnen ihre Rolle zu: “Du 
gehörst zum Hinterhaus und hast hier über- 
hauptnichts zu bestimmen”. BeiHausentschei- 
dungen wurden nur genehme Hausbewohner 
eingeladen. 

Ähnliche Vorfälle wiederholten sich 
auch in den darauffolgenden Jahren. Einer 
Musikband wurde der Probekeller weggenom- 
men, da man den Lärm nicht ertragen wollte. 
Als ein Band-Mitglied und Mitbewohner sich 
beschwerte, erntete er Beschimpfungen: “Du 
sollst lieber arbeiten gehen, als den ganzen Tag 
zu saufen und Musik zu machen.”. 


Orginaldokument: 


An die Cafe-Gruppe 


Wie aberwitzig und kleinbürgerlich es 
in diesem Haus zuging, belegt folgender Vor- 
fall: ein Bewohner der Hinterhauses besitzt 
eine Katze. Als diese eines Tages (im Jahr 
1993) über den Hof läuft, wirft ein im 
Vorderhaus wohnender Mann mit einem Trafo 
nach der Katze. Der Katzenbesitzer sah dies 
und beförderte dem Trafowerfer einen Pyro- 
Knaller ins Fenster, worauf jener wiederum 
einen Baseballschlägernahm, zum Katzenbesit- 
zer ging und ihm Prügel anbot. 

Es wäre müßig, noch weitere derartige 
Vorfälle zuschildern, obwohlmannoch unzäh- 
lige anführen könnte. Der Konflikt, der am 
deutlichsten zeigt, wie die Zustände sind und 
wie der entscheidende Teil der Bewohner in 
der Immanuellkirchstraße 20 denkt, ist die 
Auseinandersetzung zwischen dem Info-Cafe 
Z und einigen Bewohnern des Hauses. Das 
Cafe, das sich seit 1993 im Patterrebereich des 
Vorderhauses befindet, war von Anfang an 
einigen Leuten im Haus ein Dorn im Auge. Es 
begann bei der Namensgebung. Der ursprüng- 
liche Name “Antifa-Info-Cafe” wurde von den 
Bewohnern verhindert, weil er angeblich Fa- 
schisten anzieht und die würden dann das Haus 
überfallen. Hieristdie alte Untertanenweisheit 
“Wernicht auffälltund dieSchnauzehält, wird 
in Ruhe gelassen” Vater des Gedankens. . 

Ab etwa Sommer 1993 wurde dann 
dem Cafe vonden Hausbewohnern permanenter 
ruhestörender Lärm vorgeworfen. Dies jedoch 
wird von der Cafegruppe vehement bestritten. 
Sie meinen dagegen, daß eine kleine Gruppe 


Am Montag, den 9. Mai 1994 wurde auf dem Plenum beschlossen, das Cafe mit 
sofortiger Wirkung zu schließen. Wir bitten euch daher, eure Sachen 
innerhalb einer Woche rauszuräumen und die Schlüssel dann bei Uwe und Antje 
abzugeben. 

Wir haben versucht, ein Jahr lang gut mit euch auszukommen, leider war es 
nicht möglich, die immer wieder zwischen uns auftretenden Probleme zu 
beseitigen. Deshalb haben wir beschlossen, uns nach einer neuen 
Benutzergruppe umzusehen. Wir denken, daß auch in eurem Sinn andere Räume 
geeignet wären, um eure Vorstellungen umsetzen zu können. Dabei wünschen 
wir euch viel Glück!!! 
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vonBewohnerndas Cafe überden Lärmvorwurf 
rausschmeißen wolle, Hinzu kam eine Mitte 
bis Ende 1993 aufflammende Hauskauf-Dis- 
kussion, bei der ernsthaft überlegt wurde das 
Haus für 650 000 DM vom Eigentümer, vertre- 
ten durch die Maklerfirma Karhausen abzu- 
kaufen und anschließend für weitere 800 000 
DM zu sanieren. Um dieses Vorhaben 
umzusetzen, ist es natürlich nötig, erstens die 
Gegner des Projektes aus dem Haus zu haben 
und zweitens den durch das Info-Cafe Z blok- 
kierten Gewerberaum freizubekommen. 

Als sich der Konflikt Cafe-Haus De- 
zember 1993 / Januar 1994 immer mehr zu- 
spitzte und Hausbewohner mehrmals mit der 
Polizeigedrohthatten, beschloß die Cafegruppe 
ab 1. Februar bis 4. März 1994 zu schließen 
und in der Zeit zu renovieren. Dies sollte auch 
als Zugeständnis und Zeichen guten Willens 
gegenüber den immer hysterischer werdenden 
Hausbewohnern gelten. Als dann angekündigt 
daß das Cafe am 4. März wieder eröff- 

net wird, wurde auf einem, natürlich selektiv 
eingeladenem Hausplenum von sechs Perso- 
nen (bei ca. 25 Bewohnern) erklärt, diese 
Wiedereröffnung sei ein Vertrauensbruch, deg 
nicht hingenommen werden könne und man 
werde nun das Cafe beim Gewerbeamt und bei 
der Wohnun gsbaugesellschaft Prenzlauer Berg 
(WIP) anzeigen. Ein Beschluß, der jedoch zu 
dieser Zeit nicht umgeseizi und in der Öffent- 
lichkeit sogar geleugnel wurde. Danach glätte- 
ten sich zunächst die Wogen. 

Doch in anderer Hinsicht zeigten die 
Bewohnerdes Hauses Flagge. EtwaMitte April 
bildete sich im Haus eine Gruppe zum Ausrich- 
ten eines Straßenfestes. Auch das Cafe wurde 
angesprochen. Als die Cafe Gruppe anregle, 
den Reinerlös an den in Geldschwierigkeiten 
steckenden Ermittlungsausschuß (EA) im 
Mehringhof zu spenden, ernteten sie nur 
Unverständnis und Ablehnung. Die Festgruppe 
erklärte, daß ihr Geld “auf keinen Fall an den 
EA gehen werde”, und ein Hausbewohner äu- 
Berte gegenüber der Cafegruppe“wiekönnt ihr 
das Geld an den EA geben. Kauft euch doch 


wurde, 


lieber ein Funktelefon oder etwas Schönes fürs 
Cafe 

Am 25.04.94 spitzte sich der Cafe- 
Haus-Konflikt erneut zu. Als Nachts gegen 
02.00 Uhr die Musik eindeutig zu laut spielte 
und die Gäste vor dem Cafe, betrunken od 
nicht, die nächtliche Stunde durch lautes [a 
men ignorierten, wurde vom Cafe der entschei- 
dende Vorwand geliefert. Nach einer V 
warnung durch einen Hausbewohner he 
nen um 02.15 Uhr Polizisten, durch eine Anz @ 
ge alarmiert, vor dem Cafe und beendeten Fr 
feuchtfröhliche Treiben. Den näch = 
eskalierenden Schritt machte ein Cafe-M; = 
beiter, indem er den Hauptsicherungsk nn 
des Vorderhauses zerstörte. Am nächste nu 
entschuldigte sich die Cafegruppe und n 
ziert sich von dieser Einzeltat. 633 

. Aber schon am 

nächtliche Cafe-Treiben Be N m “u 
bis 04.00 Uhr, unter zusätzlicher Ar ie: 
von.Musikinstrumenten und ee 2 
sängen wiederholt. Angesichts der varhe: ‚ac 
Ereignisse ein äußerst dummes Verhalte ER 
28.04. fand daraufhin ein Hausplenum u." 
auf dem eine Sympathisantin des Caf Wo 
nächst als solche enttarnt und dann Er n 
nums verwiesen wurde: “Dubisteh für ei iR 
Es wurde beschlossen, das Cafe müsse ae 
schließen, ansonsten werden man Maßn 1 pt 
zur gewaltsamen polizeilichen Ru al 
greifen. Dieser Beschluß wurdederCafe En 
mitdem moralischen Appell: “ Geht Be 
weil nach einer polizeilichen Me 
Räume auch für das Haus verloren sind ae 
mittelt. Am 2. Mai wird von der Cafegru ke i 
Notprogramm beschlossen. Das Cafe N a 
noch Donnerstagabend und Sonntag 5 en 
geöffnet. Am 09.05.95 wird das Not To . 
vom Haus akzeptiert. Es hatte den A 
als sei die Gefahr gebannt. Doch am 
setzten die Hausbewohner den unerw er 
Schlußpunkt. Der Cafegruppe wurde ira 
lich ein endgültiges Ultimatum mitgeteilt Di 
Cafegruppe habe eine Woche Zeit die Rä Ri 
zu verlassen. Nach Ablauf der Frist wird RE 
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Räumung eingeleitet. Eine Aufforderung, der 
die Cafegruppe nach eigenen Aussagen natür- 
lich nicht nachkommt. 

Es mag sein, daß die Cafegruppe den 
aktuellen Konflikt provoziertundinExtremsitu- 
ationeneskalierend gehandelthat. Eins ist aber 
klar. Ein TeilderBewohnerhatüberhaupt kein 
Interesse an einer gütlichen Regelung. Sie 
wollen das Cafe und am bestennoch einen Teil 
der Hausbewohner dazu loswerden. Und das 
mit allen Mitteln. Der Lärmvorwurf mag be- 


rechtigt sein. Doch rechtfertigt dies nicht den 
Einsatz von Polizei, nicht das Drohen mit 
Ordnungsamt und Wohnungsbaugesellschaft. 
So handeln Denunzianten, duckmäuserische 
Kleinbürger die nichts anderes wollen, als 
angebliche Rechte durchzusetzen um jeden 
Preis. 

Der Fall Immanuelkirchstraße zeigt: 
Wohlstand korrumpiert, Geld macht böse. 

Jolli Jumper 


Treibholz in den Wirbeln der Zeit’? 


Die Zeitschrift “Konkret” polemisiert gegen den Rechtstrend ost- 
deutscher Bürgerrechtler 


“Was weiß das Treibholz von den Kräften, die 
es bewegt”, fragt Stefan Heym in einer seiner 


besseren Erzählungen. Und der Mann hat gute 


Dinge geschrieben, abereben auchsehrsschlech- 
te, bevor er am 4. November 1989 mit einer 
Rede vor 500.000 DemonstrantInnen seine 
Karriere als Realpolitikerbegann undnunmehr 
in Berlin als Gegenkandidat der PDS zum 
SPD-Kandidaten Thierse aufgestellt wurde - 
ein schönes Bild deutscher Alternativlosig- 
keiten. Das Möchtegern-Zentralorgan der 
westdeutschen Linksradikalen, “Konkret”, 
schildert in seiner Mainummer beredt den 
Rechtstrend der ehemaligen DDR-Oppositio- 
nellen und trumpft auf, daß “das bunte Treiben 
ehemaliger DDR-Dissidenten ... die Tätigkeit 
des MfS in neuem Licht erscheint läßt.” 

“Nun, im fünften Jahr nach der Wen- 
de”, heißt es weiter, “zeigt sich, daß die DDR 
bei der Auswahl ihrer Feinde insgesamt gar 
nicht so falsch lag. Ausnahmen wie der 
“telegraph’, das Nachfolgeblatt der "Umwelt- 
blätter’, das auch in der BRD im Samisdat 
erscheint, in gegenüber dem Ormig-Verfahren 
nur unwesentlich verbesserter Druckqualität, 
bestätigen die Regel, daß die Feinde der DDR 
keine “bessere DDR’ wollten.” 

Das sind Sätze, die wegen der Vielzahl 
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von Recherche- und Denkfehlern einen gerade- 
zu markerschütternden Mißklang haben.* Ne- 
benan haben die “Konkret”-Redakteure auf 
ihrem schlechten Löschpapier den Hacks-Arti- 
kel gegen Wolf Biermann aus dem Jahre 1976 
abgedruckt, der bei sehr oberflächlichem Le- 
sen und vollständiger Unkenntnis der DDR- 
Geschichte heute manchem Denkfaulen den 
Eindruck von Wahrsagung machen könnte. 
Möglicherweise ist es ja für “Konkret”- 
Marxisten nicht begreiflich, daß es nie dersel- 
be Fluß ist, in den wir steigen, darum wieder- 
hole ich die Fakten noch mal schön deutlich: 
Hacks reihte sich nach der Ausbürgerung von 
Wolf Biermann im Jahre 76 in die Meute der 
gekauften Dichter und Denker ein, die, den 
Anforderungen von Partei und Regierung ge- 
horchend, ein mißtönendes Geschrei in allen 
DDR-Presseorganen anstimmten. Von uns Op- 
positionellen wurde ihm das besonders übel 
genommen, weil er, im Unterschied zu den 
anderen, Talent hatte, und so etwas nicht nötig 
gehabt hätte. Die Schriftsteller, die gegen die 
Ausbürgerung protestierten, wie Christa Wolf, 
Jurek Becker und eben auch Stefan Heym, 
wurden aus dem Schrifstellerverband der DDR 
ausgeschlossen und hatten über Jahrzehnte 
schwere berufliche Nachteile. 


Unprominente DDR-Bürger dagegen, 
die sich dem Protest gegen die Biermann- 
Ausweisung anschlossen, wurden eingesperrt, 
in echte Stasi-Keller, mit echten prügelnden 
Wärtern. Und dort gab es eben die merkwür- 
digsten Szenen. Was hätte sich “Konkret”- 
Autor Boris Gröhndal wohl gedacht, wenn er 
im Jahre 1976 zufälligerweise in einer Stasi- 
Zelle in Karl-Marx-Stadt gesessen und durch 
die Tür gehört hätte, wie Bernd Markowski die 
Treppe heruntergeprügelt wird und dabei ruft: 
“Es lebe der Kommunismus!” Markowsky zog 
dann einer langjährigen Haftstrafe die Auswei- 
sung nach dem Westen vor. Dort versuchte er 
sich in der radikalen Linken zu engagieren, 
geriet aber wegen seiner abweichenden Mei- 
nungen über die DDR rasch in den Geruch, ein 
Konterrevolutionär zu sein. Heute ist Bernd 
Markowsky politisch etwa in denrechten SPD- 
Flügel einzuordnen. 

Es ist jawahr und es ist traurig: Promi- 
nente DDR-Oppositionelle lassen sich derzeit 
in Naziblättern interviewen. Und angesichts 
derschwierigen Ernährungsbasis ziehenes viele 
vor, sich in rechtslastigen Institutionen zu 
verdingen. Einer der Mitinitiatoren der DDR- 
Schwulenbewegung hält im Berliner Abgeord- 
netenhaus Brandreden gegen Linke. Der frühe- 
re SED-Genosse undnachmaliges Mitgliedder 
Vereinigten Linken, Hans Schwenke, ist in- 
zwischen auch schon wieder aus der FDP aus- 
getreten, wohl weil die ihm noch nicht rechts 
genug war. Alle warten gespannt, welcher Par- 
tei er jetzt seine Sympathie und sein 
Abgeordnetenmandat zuwendet. Ein Bürger- 
rechtler empörte sich gegen die Aufnahme des 
Altachtungsechzigers Bernd Rabehl in die 
ASTAK**, weil der ein Linker sei. Und der 
letzte im Bürgerkomitee für Stasiaufarbeitung 
verbliebene Linke ist jetzt als Stasispitzel 
enttarnt. 

Aber das gleiche läßt sich doch auch 
über die Westlinken sagen. Meine Personal- 
kenntnis ist in diesem Fall nicht so groß, aber 
klar ist: nicht nur der frühere Anarchist 
Enzensberger veröffentlicht jetzt für schweres 


10 


Geld seine Bekenntnisse zur deutschen Nation 
und zu Kriegseinsätzen hierund dort. Sie fallen 
reihenweise um, die Radikalen unter den 
westdeutschen Linken. Und auch bisher war es 
der Normalfall, daß all die herrlich jungen und 
lebenssprühenden Radikalen, die uns vorma- 
chen, wie man das System am militantesten 
bekämpfen kann, spätestens mit 22 Jahren an 
den Studienabschluß oder sonstige berufliche 
Weiterbildungen denken und uns bestenfalls 
eines Tages hupend aus ihrem schönen Status- 
Auto grüßen. Aber hier wie dort gibt es auch 
eine Anzahl Gegenbeispiele. Fragt sich nur 
welche Regel es ist, die diese Ausnahmen 
bestätigen. Und das hätte ich denn doch von 
“Konkret”-Autor Boris Gröhndahl etwas ge- 
nauer gehört, denn an diesem Punkt wird es 
interessant. Aber, wie das Brecht schon so 
richtig sagte: “Die Deutschen haben eine 
schlechte Begabung für die Dialektik!” 

Ich erzähle ja nichts Neues, wenn ich 
sage: In halbwegs selbstregulierenden Syste- 
men wie dem westdeutschen wird ein große 
Teil dieser Kritiker als unersetzliche ne 
tionshilfe verstanden und läßt sich früher ode 
später von den Herrschenden zu diesem ER 
einkaufen. Es kommt eben fast jeder in d 
Alter, indem ermehrbesitzt, alsinzwej ER 
geht und nicht noch eine Bibliothek verlier a 
will. Im stalinistischen System war das RS 
und daran, an seiner Innovationsunfähigke;, Ä 
istes schließlich auch zugrunde gegangen Dr 
Zusammenhalt der Gesellschaft wurde Er 
Staatsterror gesichert, der auch nach dem re 
von Väterchen Stalin in der DDR vermindert 
bis in die siebziger und achtziger J ahre 
fortdauerte. Die wenigen atomisierten Indiv; 
duen, die Widerstand zeigten, wurden in d n 
Mühlen der Staatssicherheit und des Ministe- 
riums des Inneren zermahlen und kamen, we \ 
überhaupt, als intime Hasser des Systems Ne 
aus. Es ist oft gesagt worden und darum nicht 
weniger wahr: Die DDR war eine riesige An- 
stalt zur Erzeugung von Kommunistenhassern 

Sie waren nur Treibholz und hatten 
weder die Basis noch den Spielraum, über die 
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Kräfte zu reflektieren, von denen sie zerbro- 
chen wurden. Das Tragische war, daßinnovative 
Kräfte, die einen wirklichen, einen demokrati- 
schen Sozialismus forderten, erst indem Grade 
möglich wurden, in dem das System nur noch 
von Gnaden der westlichen Gläubigerbanken 
existierte. Die DDR-Opposition - die einzige 
noch von sozialistischen Gedankengut beweg- 
te im ganzen Ostblock - fand erst eine größere 
Anzahl von Anhängern ab 1982, eben zu dem 
Zeitpunkt, als in den eingeweihten Etagen der 
Politbürokratie schon über die Zeit nach dem 
Staatsbankrott beraten wurde, der dann durch 
die Vergabe des Strauß-Kredites und andere 
listige Manöver noch einige Jahre abgewendet 
werdenkonnte. Der Sozialismus, den wirdurch 
demokratischen und ökologischen Umbau von 
Wirtschaft und Politik forderten, war längst 
nicht mehr zu haben, - wir protestierten und 
agiertenin einem Geisterstaat. Und fürmich ist 
es sehr gut begreiflich, daß sehr viele DDR- 
Oppositionelle mittlerweile über diesen 
Hintertreppenwitz der Geschichte verzweifelt 
sindundmeinen, daß das westdeutsche System 
zwar keine entzückende, aber eben doch eine 
lebbare Alternative zu den unerfüllbaren Träu- 
men ist, wenn man über ein ausreichendes 
Einkommen verfügt. 
Ich kann es niemand übel nehmen, 
wenn er sich nach all diesen wirklich harten 
Jahren, die weniger als nichts gebracht haben, 
jetzt endlich zur Ruhe setzt. Ich kann nicht 
einmal mehr für mich selbst garantieren, wenn 
ich an die Aussicht denke, im nächsten Jahr 
dann endgültig ans Sozialamt verwiesen ZU 
werden. Was ich aber nicht verstehe, was mich 
nun wirklich erbittert, ist dieser Renegaten- 
ehrgeiz, dieser Konvertitengeifer, mitdemehe- 
maligeOppositionelle wie Wera Wollenberger, 
Gerd Poppe, Jürgen Fuchs, Christian Puls und 
andere die Leute bespucken, die noch von einer 
anderen Gesellschaft zu träumen wagen, - wie 
sie eben ihre eigene Vergangenheit bespucken 
und am liebsten gar nicht mehr wahrhaben 
würden. 
Was mich verzweifeln läßt, das ist die 
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Unfähigkeit, aus der eigenen Geschichte zu 
lernen und offenbar erst recht aus der Ge- 
schichte der anderen, und dann die Unmöglich- 
keit, solche Erfahrungen auch nur dernächsten 
Generation weiterzugeben. Die DDR-Opposi- 
tionellen, die gelernt haben, das stalinistische 
System zu hassen, verdingen sich an die west- 
lichen Machthaber und kokettieren schon mal 
zur Probe mit den Nazis. Die Westlinken, die 
ihre präzisen Erfahrungen mit dem derzeitigen 
westlichen Machtgefüge haben, hofieren 
abgewrackten Stasioffizieren und umarmen 
stalinistische Soldschreiber. Die jungen Ost- 
deutschen, die erst durch die Wende politisiert 
worden sind, schwärmen von der guten alten 
DDR und lassen sich von westlichen K-Grup- 
pen anwerben. 

Ich wehre mich immer noch dagegen 
diese düpierende Unfähigkeit zur Erfahrung 
angesichts vor der Nase liegender Fakten für 
ein Problem der Gattung zu halten. Es ist dieser 
Kapitalismus in den westlichen Magistralen 
versuche ich mir zu sagen, die Atomisierung 
der Menschen und ihre narzißtische Verkrüppe- 
lung, die “repressive Entsublimierung”, wie 
das mal jemand genannt hat. Daher, nicht auf 
einer physischen Fehlkonstruktion, versuche 
ich mir einzureden, beruht ihre Unfähigkeit 
sich gemeinsam gegen Unterdrückung zu en 
renundsichehestens in Form von Interessenten- 
gruppen gegeneinander zu organisieren, die 
Autofahrer gegen die Radfahrer, die Industrie- 
arbeiter gegen die Bauern. “Was weiß das 
Treibholz von den Kräften, die es bewegt?” 

Aber wenn wir, die wir kein Treibholz 
in den Wirbeln der Zeit sein wollen, noch 
irgend etwas bewegen wollen, ist es doch ganz 
unerläßlich, Erfahrungen zu sammeln und Er- 
fahrungen zureflektieren. Wirmüssenesdoch 
ganz gegendieSachzwängeundden Mainstream 
dieser Gesellschaft, wieder lernen, einander 
zuzuhören, und zusammen nach Wegen su- 
chen. Stattdessen aber wird, auch in der Lin- 
ken, nur die eine Parole ausgeben: Zurück zu 
den Fleischtöpfen Ägyptens! Wo das auch im- 
mer sei. W. Rüddenklau 
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* Nur dies, nicht aus irgendwelchen Reklame- 
gründen, sondern weil es mir als Mitbegründer 
und Redakteur der Zeitschrift weh tut: Die 
“Umweltblätter” erschienen seit ihrer mißlun- 
genen Liquidation durch die Staatssicherheit 
halblegalunterdem Schutztitel“innerkirchliche 


Information”. Sie wurden schon seit 1987 nicht 


mehr im Ormig-, sondern im Wachsmatrizen- 
druck produziert. Das gilt auch für den 
“telegraph”, in den die Zeitschrift, beginnend 
mit der Ausgabe vom 9. Oktober 1989, umbe- 
nannt wurde. Im Januar 1990 erhielt der 
“telegraph” eine Drucklizenz der DDR. Ab 
Dezember 1989 wurde er mehr oder weniger 
gut in Druckereien produziert und auch in 
Westdeutschland vertrieben. Er sieht aber we- 


nigstens nicht mehr wie ein Ormig-Druck aus, 
jedenfalls nicht für Leute, die sowas jemals 
lesen mußten. 


** ASTAK: Antistalinistische Aktion, eine 
Gruppe, die durch ein Museum und Bildungs- 
veranstaltungen Geschichte der DDR aus der 
Sicht der Opfer zeigt. Gröhndahl erregt sich 
hier besonders über eine seiner Darstellung 
nach vonder ASTAK als “Rotschock” bezeich- 
nete Führung für Schulklassen - vom Haus am 
Check Point Charly bis zum Mielcke-Schreib- 
tisch. Aber diese Dinge sind nun mal histori- 
sche Wahrheit, eine andere Frage ist, wie sie zu 
analysieren sind. 


Von Dr. Schneider Lernen, 
heißt siegen lernen! 


Nachruf aufeinen Charakterdarsteller, der für seine bahnbrechen- 
de Rolle als moderner Bankräuber um den Oskar geprellt wurde. 


Dr. Schneider, dermiittlerweile als Bankrotteur 
bekannt gewordene Immobilienhai, zensierte 
per Gerichtsbeschluß sämtliche Szenen im 
Dokumentarfim “Glaube, Liebe, Hoffnung”, in 
denen er zu sehen war. Weil er aber dann aus 
bekannten Gründen zum nächsten Gerichtster- 
min nicht mehr erscheinen konnte, wurde das 


Urteil wieder aufgehoben. 
“Dr. Scheider verschwand - aber leider 


nur aus dem Film ‘GLAUBE, LIEBE, HOFF- 
NUNG” - so lautete die Überschrift dieses 
Artikels bis zum 11.04.1994. Danach mußte 
ich mir etwas Neues einfallen lassen, denn die 
realexistierende Schneidersche Kapitalflucht, 
die an diesem Abend bekannt wurde, hatte die 
Phantasie des Satirikers nicht nur eingeholt, 
sondern übertroffen. Mein Wunschtraum wur- 
de wahr, ich hatte Grund, endlich einmal einen 
Nachruf zu schreiben! 

Mit Dr. Jürgen Schneider, seiner Gat- 
tin Claudia und nicht zuletzt seinem lieben 
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Hund (von letzterem wird noch ausführlich die 
Rede sein) verlieren wir nicht nur selbstlose 


‚Erbauer von Sozialwohnungen, großkotzige 


Kunstmäzene und die vielleicht cleversten 
Immobilienraffer der BRD. Nein, der Verlust 
ist viel größer ! Denn mit Dr. Jürgen Schneider 
verlieren wir an allererster Stelle einen 
begnadeten Schauspieler, der es so faustdick 
hinter den Ohren hat, daß viele einen solventen 
Geschäftsmann zu sehen glaubten, während- 
dessen er selbstverständlich nur den Mephisto 
gab. Zum Teufel aber, wir verlieren einen 
hochbegabten Virtuosen der Public Relations 
auf der Bühne der spätkapitalistischen 
Bankenkrise. Einen Virtuosen, der generös auf 
den Schlußapplaus verzichtete und durch eine 
Hintertür entkam, bevor die morschen Bretter 
unter ihm zusammenbrechen konnten. Was 
bleibt, istdie Erinnerung an seine unvergessene 
Auftritte in dem (unzensierten) Dokumentar- 
film "GLAUBE, LIEBE, HOFFNUNG” von 
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Andreas Voigt, in dem Herr Dr. Schneider als 
Kontrastmittel zwischen der linken und der 
rechten Szene Leipzigs als deutscher Bieder- 
mann auftreten durfte. Völlig zu Recht ließ er 
durch seine Anwälte nachträglich jeden Milli- 
meter Film verbieten, auf dem er, seine Gattin 
oder auch nur der Schwanz vom Hund zu sehen 
oder zu hören waren. Die Selbstzensur dieses 
Films ist als ein Akt bescheidener Aufrichtig- 
keit zu werten. Doch wer so selbstkritisch mit 
den eigenen Äußerungen umgehen kann, wie 
Dr. Schneider, der soll an dieser Stelle noch 
einmal unzensiert’ zitiert werden |! 


Wenn im Film unser Dr. Schneider 


einen Taxifahrer fragt : "Schimpfen die Leute? 
Sagen sie mir Bescheid, womit die Leute unzu- 
frieden sind. Damit wir wissen, was wir anders 
machen müssen !” oder wenn er ihn belehrt : 


"Ihr habt ja schon ein bißchen was von der 


Marktwirtschaft gelernt.” - da muß er wohl 
selbst geglaubt haben, daß er König von Ost- 
deutschland ist. 

Ineiner anderen Szenesitzt Dr. Schnei- 
der am Schreibtisch, hinter sich große 
Photographien seiner Immobilien an der Wand 
und schwätzt drauflos : "Ich sammle Immobili- 
en ‚ für meine Kinder !” Dr. Schneider beweist 
damit sein exzellentes Talent für ungewollte 
Komik. -DertreusorgendeImmobilienhaidenkt 
an seine Kinder ! Unübertroffen komisch eben- 
falls sein Satz : "Wir müssen alle an einem 


Strick ziehen !”, denn der gute Mannmeintdies 
im Ernst. 

Aber auch seine Gattin zeigt Sinn für 
erlesene Kalauer : "Jetzt geht es heim zu Hund 
und Kindern.”, spricht sie ungeniert in die 
Kamera, bevor sie in das Flugzeug nach 
Frankfurt/M. steigt. in dieser Reihenfolge je- 
doch zeigt sich die verblüffende geistige Nähe 
derSchneider-Gattin zur rechtsradikalen Leip- 
ziger Szene. DortsagtderrechteSchlägerDirk, 
bekleidet mit zwanzig-Loch-Schnürstiefeln 
österreichischer Tarnhose und Bomberjacke 
"Ich habe am meisten meine Hunde geliebt und 
natürlich meine Freundin.” 

Wen wundert es da, wenn Dr. Schnei- 
der als Begründung für die Zensur des Filmes 
verkünden ließ, man wolle "keine PR für 
Neonazis” machen ? 

Da Dr. Schneider wie gesagt nicht zum 
Gerichtstermin erschien, an dem über die wej- 
tere Zensur des Films verhandelt werden soll- 
te, wurde die Schneidersche Zensurverfügung 
aufgehoben. In Leipzig istder Film inzwischen 
unter Polizeibewachung wieder zu sehen. Dr 
Schneider istdamit zumindestens als Filmheld 
verfügbar. 

Und vielleicht finden die Zielfahnder 
eines Tages das Toupet des Herrn Dr. Schnei- 
der - unter der Mütze von Herm Dr. Schalck- 
Golodkowski und alles ist wieder gut. 


Frank Feiertag 


Ein Knochen namens Jochen 
will Oberbürgermeister werden 


Bündnis % bekämpft in Leipzig das Neue Forum 
Eine parteipolitische Satire 


Jochen Läßig, Fraktionschef, Spitzen- und 
Oberbürgermeisterkandidat von Bündnis 90/ 
Die Grünen im Leipziger Stadtparlament paßt 
es nicht, daß das Neue Forum überhaupt zur 
Kommunalwahl antritt. Läßig wirftdem Neuen 
Forum "Sabotage” vor und sagt : "Die stehen 
doch unter trotzkistischem Einfluß, sind nicht 
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politikfähig.” 

Doch wer die Leute vom Leipziger 
Neuen Forum kennt, der weiß, das sind zwar 
trotzige Antistalinisten, aber keine antistalini- 


_ stischen Trotzkisten. Und dies weiß auch Jo- 


chen Läßig. Wenn er dennoch so tut, als ob er 
es nicht weiß, dann liegt dies vielleicht daran, 
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daßer Angstdavorhat, das Neue Forum könnte 
ihm ein paar Wählerstimmen wegschnappen, 
wenn man es nicht vorher niedermacht. 

Eigentlich müßte er sich sogar freuen, 
daß eine weitere bürgerbewegte Partei auf der 
Wahlliste steht. 

Aber der OB-Kandidat Jochen Läßig 
ist leider so verknöchert, daß er in der konser- 
vativen _Leipziger Volkszeitung” wetterte : 
"Die haben mit dem Neuen Forum von einst 
nichts gemein, benutzen nur den guten Na- 
men.” Doch mit dieser Äußerung aus der 
Sudelküche wirdderböse Willesichtbar. Läßig 
hat es offenbar schwer übelgenommen, daß 
sichnicht alle Mitgliederdes Neuen Forum von 
Bündnis 90/Die Grünen vereinnahmen ließen. 
Ein Beispieldafür istderErstunterzeichner des 
Aufrufes des Neuen Forum vom September 
1989 Michael Raschke, der jetzt für’s Forum 
kandidiert. 

Aber auch Rainer Müller vom Forum 
ist ein Dorn im Auge von Läßig. Denn Rainer 
Müller ist derkompromißloseste Kämpfer die- 
ser Stadt gegen das Pilotprojekt "Arbeit statt 
Sozialhilfe”,das vonderKommunalverwaltung 
Leipzigs ausgebrütet, und zuerst an den 
Stadtverordneten vorbei, dann mit deren Wis- 
sen, praktiziert wurde und wird. In diesem 
Projekt werden seit Mai 1993 zahlreiche 
Sozialhilfeempfänger für 2,- DM zur Arbeit 
gezwungen, was bundesweit in der Presse zu 
lesen war. 

Läßig,dersich gern bürgerbewegt gibt, 
gehörtenicht zu jenen, die gegen diese skrupel- 

lose Ausbeutung der Ärmsten der Armen durch 
Zwangsarbeit, und damit gegen die Schaffung 
eines zweiten Arbeitsmarktes protestiert hat- 


ten. 


Das verwundert auch nicht, denn seine 


Fraktion gehört mit SPD und CDU zu jener 
unseligen Regierungskoalition der Stadt Leip- 
zig, die das unseligere Modell "Arbeit statt 
Sozialhilfe” etabliert hat. Jochen Lässig ist als 
OberbürgermeisterkandidateineZumutung für 
Leipzig. Einen Koalitionsvertrag hat er nicht 
einmal auf dem Papier. Doch in diesem 
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vertragslosen Koalitionszustand schwebt die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen seitnunmehr 
vier Jahren. Läßig sagt jedoch immer, daß seine 
Fraktion "mitregiert”. Wer genauer hinsieht, 
erkennt, Bündnis 90/Die Grünen sind nichts 
weiter als ein gebrechliches Werkzeug in den 
Händen der konservativen Leipziger SPD, der 
es in der Allianz mit der CDU gelungen ist, 
ehemalige "Revolutionshelden”, wie Jochen 
Läßig, über den Tisch zu ziehen. (Halb zogen 
sie ihn, halb sank er hin.) 
| Wenn es eine ehrliche Wahlkampf- 
losung für das Leipziger Bündnis 90 gäbe, dann 
müßte die lauten: "Wir wollenmitregieren, um 
jeden Preis!" Wie bitterernst dieser makabere 
Witz ist, zeigt zum Beispiel die plötzliche 
Kandidatur solcher Typen wie des parteilosen 
Planungsdezernenten Niels Gormsen für Bünd- 
nis 90/Die Grünen. Gormsen, der nach der 
Wende vom West-Import Lehmann-Grube (OB) 
und dessen SPD aus den alten Bundesländern 
geholt wurde, um für die SPD-Koalition vier 
Jahre den Stadtplaner zu spielen, hüpft eiskalt 
auf die Wahlliste hinter Jochen Läßig. 

Die Wege des Herrn sind unerschöpf- 
lich. Dieser Psalm hat ebenso Gültigkeit für 
den parteilosen Stadtpräsidenten Friedrich 
Magirius, der ähnlich unverhofft auf einem 
ersten Listenplatz auftauchte, wieGormsen auf 
einem zweiten Listenplatz. 

Die Kandidatur von Magirius wurde 
der Parteibasis leider so präsentiert, wje man 
einer Meute Hunde einen abgenagten Knochen 
vor die Füße wirft. Entsprechend laut ward ann 
auch der Streit um diese schillernde Person 
Die Parteibasis beklagte, das sie erst aus den 
Zeitungen davon erfahren hatte, daß Magirius 
kandidiert und natürlich auf Platz eins, Aber 
dieser Skandal,den sich ehrgeizige Vorständler 
hinter dem Rücken der Parteibasis leisteten, 
hat den Stadtverband nicht davon abgehalten, 
Magirius nachträglich auf den von ihm ge- 
wünschten ersten Listenplatz zu nominieren. 
Leidernominierteman damit jenen Mann, dem 
längst ein Preis als AKTIVSTER VERHINDE- 
RER DER FRIEDENSGEBETE in der 
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Nikolaikirche zustünde, zuzüglich des 
Sonderpreises als KNEBLEROPPOSITIONEL- 
LER PFARRER UND STUDENTEN. 
' So wurde Rainer Müller auf Initiative von 
Magirius vom Studium exmatrikuliert, weil 
Müller in einem Schreiben an den sächsischen 
Landesbischof Hempeloffenlegte, daß Magirius 
den Bürgerrechtsgruppen die Gestaltung der 
Friedensgebete aus den Händen genommen 
hatte, weil diese ihm zu unbequem wurden. 
Doch auch die Wege bürgerbewegter 
Gerechtigkeit sind unerforschlich. Ganz be- 
sonders dann, wenn die Machtfrage vor der 
Moralfrage kommt. Als von Weizsäcker kurz 
nach der Wende dieNikolaikirche heimsuchte, 
hielt Läßig (damals noch mit Bart und 
nonkonformistischem Pathos) eine Rede gegen 
die Folgen des Giftskandals, der in einer Firma 
hochstank, in der von Weizsäcker einst zum 
Aufsichtsrat gehörte, anstatt ein von Magirius 
löblich vorbereitetes Redemanuskript vorzu- 
lesen. 


Nachtrag: | 


Heute kandidieren beide für dieselbe 
Partei, und es spricht viel dafür, daß Läßig 
Magirius dazu eingeladen hat, weil ihm die 
Oppositionsbänke zu unlukrativ erscheinen. 

Hinzu kommt, daß Läßig auf Wahlver- 
anstaltungen unter der Zwangsvorstellung lei- 
det, daß er als Oberbürgermeisterkandidat in 
die Stichwahl kommt : "Und dann ist alles 
offen.” glaubt er. Wenn Läßig Oberbürgermei- 
ster würde, hätte er tatsächlich ein Problem 
weniger - ermüßtenicht mehr bei der SPD und 
Lehmann-Grube um einen Koalitionsvertrag 
betteln (und mit leeren Händen immer wieder 
zurückkommen). 

Doch solange Jochen Läßig eine Partei 
traktiert, nur weilsie zur Wahl antritt, sollte er 
NachhilfeunterrichtinSachen Demokratieneh- 
men. - Bevor seine Wähler merken, daß einige 
seiner Ansichten genauso kleinkariert sind wie 
die Anzugjacke, mit der er auf seinem 
Wahlplakat posiert. Frank Feiertag 


Läßig schüttete zuviel “Maggi” in die grüne Dillsuppe seiner Partei - 
jetzt darfer die scharfe Plempe allein auslöffeln: ‘Guten Appetit!” 


“Bitte wählen SieDr. Hinrich Lehmann-Grube 
(SPD) wiederzum Oberbürgermeister von Leip- 
zig.” - so lautele der fettgedruckte Inhalt einer 
zartfühlenden Kampagne zur Kommunalwahl, 
die “Bild”-Leipzig und die “Leipziger 
Volkszeitung” in halbseitigen Werbeanzeigen 


seit Mai publizieren. 
Sensationell ist, daß gerade die 


Spitzenkandidaten von Bündnis 90/Die Grü- 
nennamentlich Friedrich Magirius (Spitzname 
Maggi) und Stadtplaner Niels Gormsen (der 
freundlicherweise als politischer Soßenbinder 
fungiert) mit ihren werten Unterschriften in 
diesen Anzeigen für den skandalgeschüttelten 
SPD-Oberbürgermeister werben. Dabei haben 
Bündnis 90/Die Grünen längst einen eigenen 
OB-Kandidaten nominiert und der heißt: Jo- 


telegraph 5/93 


chen Läßig. 

Magirius war selbstverständlich gesalb- 
ten Wortes anwesend, als Läßig nominiert 
wurde. Aber offensichtlichhalten jetztMagirius 
und Gormsenden grünen Fraktionsvorsitzenden 
nicht malmehr für satisfaktionsfähig. Denn das 
Schattenkabinett von Herm Läßig macht sich 
selbstständig. 

Im ersten Akt dieser eindrucksvollen 
Vorstellung wird Läßig zum Tennisball degra- 
diert, den Superstar Magirius und Ersatzspieler 
Gormsen genüßlich hin- und herschlagen. - 
Ohne sich um die Spielregeln zu kümmern, 
versteht sich. Daß Läßig in diesem Match noch 
einmal Bodenberührung bekommt, ist nicht zu 
erwarten. (Es sei denn ein Schläger bricht.) 

Pikant ist: Läßig spielte mindestens bei 
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der Nominierung von Magirius für Listen- 
platz 1 eine entscheidende und vieldiskutierte 
Unterstützerrolle. | 

Es scheint aber, als ob Läßig und seine 
Parteifreunde lediglich der magischen Aus- 
strahlung des Namens Magirius auf den Leim 
gegangen sind. In diesem Rausch muß Läßig 
vergessenhaben, daß ernur der Zauberlehrling 
ist, der bei Bedarf im schwarzen Hut des Magi- 
ers Magirius als weißes Kaninchen wieder 
auftauchen darf. - Selbstverständlich mit grü- 
nem Halsband und Mohrrübe! Nach diesem 
Trick wird deutlich: Magirius und Gormsen 
machenmitihren Unterschriften inden Annon- 
cen Läßig und seine Partei absichtlich öffent- 
lich lächerlich. Denn wer wählt schon einen 
grünen OBM-Kandidaten, dessen eigene 
Spitzenkandidaten ihre Unterschrift dem 
Gegenkandidaten aufdrängeln? 

Gormsen verstieg sich zu der mehr als 
arroganten Stiefväterlichkeit, zu trösten: "Herr 


Läßig kann doch indrei, vier Jahren Nachfolger 
von Lehmann-Grube werden.” Die Bürgermei- 
ster werdenin Sachsen aber für sieben (7) Jahre 
gewählt. Und sie sind in dieser Zeit nur mit 50 
prozentigerStimmenmehrheitabwählbar. Aber 
diese “Kleinigkeiten” erwähnte Gormsen gar 
nicht erst. 

Das Projekt “Magirius + Gormsen = 
ein OBM-Rivale weniger” könnte aus dem 
abgegriffenen Handbuch “Intrigen der 
Kommunalpolitik - stark vereinfachte Fassung 
für die östliche Kolonialzone” stammen. 

Doch Jochen Läßig ist ein Genie der 
Sonderklasse. Vielleicht weil Hilfsplakattierer 
ein Beruf mit Zukunft ist, ging OBM-Kandidat 
Läßig Sonntags (!) höchstpersönlich Wahlpla- 
kate ankleben, die enttäuschte Fans an zahlrei- 
chen Orten heruntergerissen hatten. Und er 
war sich dabei nicht zu schade, Plakate, von 
denen Magirius grinsend herabblickt, neu zu 
kleben. Frank Feiertag 


Zwang das MfS sozialistische Schriftsteller an 
den Schweinetrog? 
Eine sati(e)rische Enttarnung 


Der Schriftsteller, Satiriker, Kabarettregiseur 
und Journalist Matthias Wedel (zuletzt beim 
Mitteldeutschen Rundfunk) war als Täter für 
die MfS-Rotte tätig. Im Gegensatz zu Stolpe & 
Co leugnet er seinen Verrat nicht. Dafür sind 
auch die Beweise zu erdrückend. Aber er ver- 
teidigt sich so, als ob er noch heute für die 
Staatssicherheit schreiben würde : Dem MfS 
Informationen Zu geben war für mich nichts 
Ungewöhnliches. Ich war vom Sozialismus 
überzeugt, und hatte da keine Hemmungen.” 
Wedel, der in der DDR mit dem Buch 
STREITFALL SATIRE” bekannt wurde, ver- 
harmlost seine doppelte “schriftstellerische” 
Dienstbarkeit heute: “Ja, ich wurde schon als 
Schülerangeworben. Machte aus Abenteuerlust 


mit, wollte Agent werden.” | 
- Nun müssen wir also auch noch die 
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sicher rührige Geschichte der sozialistischen 
Kinder- und Jugendstasi aufarbeiten! Jugend 
voran! Erforschen wir die Werke unserer Stasi- 
Spitzel. Am Anfang seiner werten Diplomarbeit 
schreibt Matthias Wedel einen Vers von G. 
Weerth ab, die ein Herr Engels in einem Brief 
an E. Bernstein zitiert: 
Kein schöner Ding ist auf der Welt, 
Als seine Feinde zu beißen, 
Als über all die plumpen Geselln 
seine lustigen Witze zu reißen. 

Diese Verse sind nicht nur interessant, 


"weil wir sie heute auf Herrn Wedel anwenden 


können. Diese Verse sind deshalb besonders 
interessant, weil Wedel (der sich nach der 
Wende mit dem Buch "EINHEITSFRUST” 
hervortat) sich seit der Stasi-Enttarnung mit 
folgender Pointe lobt : “Warum sollte ein 
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Schriftsteller ein besonderes Vorbild sein ? 
Goethe warein Schwein, Brecht war eins. Also 
warum nicht auch ich?” 

Um welche Art “Schwein” bzw. 
“Schweinepest” es sich beim “Allesfresser” 
Wedel handelt, macht ein Ausschnitt aus sei- 
nem - sozusagen schweinemäßigen - Diskus- 
sionsbeitrag während der Anti - Dühring - 
Konferenz der SED - Bezirksleitung Leipzig 
1978 deutlich. Wedel wedelt dort mit dem 
leider zukurz geratenen Schweineschwänzchen 
und grunzt sauungemütlich: “Der Gegner be- 
hauptet ja auch heutenichtnur Falsches, offen- 
sichtlich Lügnerisches, Feindliches. Aber eine 
Meinung muß nicht unbedingt falsch sein, da- 
mit sich die Notwendigkeit ergibt, sie zu be- 
kämpfen. Die Notwendigkeit ergibtsich schon 
daraus, daß es sich um eine gegnerische Mei- 
nung handelt, eine Meinung geäußert in feind- 
licher Absicht. Die Wahrheit im Munde des 
Gegners ist nicht weniger gegnerisch als die 
Halbwahrheit oder Lüge.” (Vgl. THEORIE 
UND PRAXIS DES SOZIALISTISCHEN 
JOURNALISMUS Nr. 5/78, Matthias Wedel - 
Anti - Dühring” - polemisches Vorbild) 

Aber wer mit diesem Geist des gepö- 
kelten Totalitarismus Rüssel und Hauer in die 


Lebensläufe Andersdenkender treiben durfte 
und dennoch nicht notgeschlachtet wurde, von 
dem war nichts anderes zu erwarten, als 
Spitzelberichte, wie der folgende: 

“Einschätzung Barbara Große. Mir ist die G. 
etwa seit drei Jahren bekannt. Wir sind oft 
gemeinsam im Sendedienst eingesetzt. Durch 
meinen Parteisekretär ist mir bekannt, daß G. 
Antrag auf Ausreiseindie BRD gestellt hat. Im 
Sendedienst kommt es oft zu politischen De- 
batten. Es fällt auf, daß G. unter den Kollegen 
hohe Autorität genießt. Ihre politischen Be- 
merkungen sind aber durchweg zynisch. Dis- 
kussionen mit ihr sind nicht möglich, da sie 
ausweicht. Ich schätze ihre Haltung zur Politik 
der SED alseindeutignegativein. gez.: ‘Milan’” 

Barbara Große wurde zu 30 Monaten 
Haft für landesverräterische Agententätigkeit” 
verurteilt, und 1984 freigekauft”, 

Die Gauck-Behörde” bestätigte, der 
Klarname des IM “Milan” lautet : Matthias 
Wedel. 

Das Schwein, dein Freund und Helfer - eine 
Realsatire aus dem Lebendes Satirikers Wede] 
demnächst in jeder guten Buchhandlung. 

Frank Feiertag 


Festival des Politischen Liedes hofiert 
die Neue Rechte 


Was da am 13.05.1993 beim angeblich linken 
“Zwischenweltfestivaldes politischen Liedes” 
_ veranstaltet wurde, läßt an Perversion kaum 
noch Möglichkeiten offen. Unter dem Motto: 
“Keine Heimat - sind die Linken heimatlose 
Gesellen” waren Herren auf das Podium gebe- 
ten, die zu diesem Thema mit Sicherheit eini- 
ges sagen konnten. Allerdings nicht aus linker 
Position. Denn geladen waren Graf v. 
Einsiedel, den man als PDS-Kandidaten für 
den Bundestag auf den ersten Blick zur Linken 
zählen könnte. Er wurde in letzter Zeit ver- 
mehrt u.a. in seiner eigenen Partei wegen sei- 
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ner nationalistischen Einstellung an : 

(siehe dazu einen Artikel in “Konkret” 3gan 
Daerabgesagthat, blieben zwei Debattierende- 
Allerdings sagte Einsiedel aus Zeitgründen ab 
Wolfgang Templin, ehemaliger DDR. 
Bürgerrechtler, heute Bündnis90/Grüne, der 
sich selbst nicht mehr zur Linken zählt, hat in 
letzter Zeit vor allem durchein Interview in der 
Nazi-Postille “Junge Freiheit” von sich reden 
gemacht hat (siehe dazu “telegraph’” Nr, 3/94). 
Schließlich noch Herbert Ammon, Dozent an 
der FU Berlin, der schon seit 10 Jahren gern 
und oft bei Veranstaltungen von National- 
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revolutionären gesehen wird. Templin und 
Ammon scheinen gute Bekannte zu sein. Wie 
sollte man sonst ihre herzliche, “man kennt 
sich”-Begrüßung und den liebevollen Schwatz 
vor der Veranstaltung deuten. 

Das Thema liegt im Trend. Allerdings 
stellt sich die Frage, ob das fehlende 
Nationalgefühl der Linken im Moment wirk- 
lich eines der brisantesten Probleme der BRD- 
Gesellschaft ist. Die rassistischen Brandstif- 
tungen und Pogrome in Mannheim, Rostock, 
Solingen undanderswokamen wedervonlinks, 
noch waren dort “heimatlose Gesellen” am 
Werk. Und daß man diese Brandstifter durch 
einen Nationalismus von links in die Gesell- 
schaft (diesienie verlassen haben) zurückholen 
könne, ist eine These, die dadurch, daß sie 
beständig wiederholt wird, nicht wahrer wird. 

Nun hätte man den Veranstaltern Un- 
wissenheit zubilligenkönnen. Dochmitnichten. 
Zumindestens der Berliner PDS-Landesvor- 
stand, der an der Organisierung des Festivals 
beteiligt war, wurde im Vorfeld der Veranstal- 
tungvom antifaschistischen Bündnis Prenzlauer 
Berg ausreichend über die informiert, denen 
dortein Podium geboten wurde. Zumindestens 
über ihren parteieigenen Bundestagskandidaten 
Einsiedel waren sie schon längst informiert. 
Doch der Vertreter der PDS übte sich vor und 
nach der Veranstaltung in schlechten Ausre- 
den. Er hätte kein Einfluß, da er nicht an der 
Vorbereitung dieser Veranstaltung beteiligtsei, 
abererwerdeesinder Mitgliederversammlung 
vorbringen. Das tat er wohl auch, nur eine 
öffentlichen Positionierung gegen die Mit- 
organisatoren traule er sich nicht. 

Die direkten Verantwortlichen für die- 
se Veranstaltung bezogen daschon eindeutiger 
Position. Sieließen denetwa 30 Antifaschisten, 
die zu Beginn der Veranstaltung lautstark und 
durch Flugblätter ihren Protest artikulierten, 
die Tür. Mit Sprüchen wie: “wie könnt ihr es 
wagen diese Leute zu behelligen” und “Ihr 
wollt doch nur stören und nicht wie vernünftige 
Menschen diskutieren”, stellten sie sich klar 
vorihre neurechten Gäste. Der Mensch von der 
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PDS stand daneben und zuckte “hilflos” die’ 
Schultern. 

Welches Verhältnis die Organisato- 
ren des ZwischenWelt e.V. zur Antifahaben, 
zeigte bereits im Vorfeld ein Zwischenfall, 
auf den inder "Interim" Nr. 280 hingewiesen 
wurde. Als ein Antifaschist am 8.4.94 ein 
Plakat für eine am nächsten Tag stattfin- 
deneAntifademo anläßlich des 20. April an 
die Häuserwand des Zwischenwelt e.V., 
Oderbergerstr. 28, kleben wollte wurde er 
von einem Mitarbeiter des Verein in Block- 
wartmanier abgewiesen und mit der "Be- 
gründung", daß hier nichts angeklebt wird, 
schon’ gar nicht ohne ihn zu fragen. Außer- 
dem würde er "diesen Dreck" sowieso so- 
gleich wieder abmachen und die Polizei ho- 
len. Als der Antifaschist darauf hinwies, daß 
doch die Stasi-Zeit seit 1989 vorbei sei, ver- 
trieb der, nunnoch aufgebrachtere Zwischen- 
Welt-Sheriff den Antifaschisten unter offen- 
sichtlich ernst gemeinter Androhung physi- 
scher Gewalt. 

Auch auf dem sogenannten Antifa- 
Tag, am Tag nach der skandalösen Nazi- 
Veranstaltung, ein Hohn angesichts der neu- 
rechten Plauderei am Vortag, versuchten Mit- 
arbeiter des Festes einen Antifaschisten zu 
behindern. Als der nämlich erneut Protest- 
Flugblätter verteilte wollte ihn ein Festmitar- 
beiter mit der Aufforderung: "Verlasse sofort 
diesen Ort" und der nachdrücklichen 
Untermauerung "Anweisung vom Vorgesetz- 
ten" des Festes verweisen. Ein zweiter Mitar- 
beiter beschimpfte den Antifaschisten mit 
den Worten: "Ihr habt doch gestern Euren 
Auftrittgehabt. Was wollt ihr dennnoch. Wir 
lassen uns von Euch nicht unser Fest kaputt 
machen." Um dann mit den Worten : "Ver- 
zieht Euch doch in Eure Diskutierkammern" 
wutschnaufend von dannen zu ziehen. Aller- 
dings muß man sagen, daß auch einige ande- 
re Mitarbeiter, so die Verantwortliche für die 
Markstände die Aktiondes Antifasausdrück- 
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Waren Leipziger Schaufensterdekorationen der Wendezeit, deren ungewollten abgründigen Witz 
Frank Feiertag für uns alle dokumentierte, nur ein Vorrausblick auf die heutige Verfassung der 
ehemaligen DDR-Staatslinken? : 

"Ein bißchen Nostalgie, ein bißchen Pornographie, ein bißchen Anpassung, aber: Ordnung muß 
sein!" 
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lich billigten und unterstützten. 

Die Ordnungsgruppe des Festes äußer- 
teöffentlichIhren Unmutunderklärten, daßsie 
diese Veranstaltung nicht vor etwaigen 
“Störern” schützen werde. DerLeiterderGrup- 
pelegteschonim Vorfeld aus Protest sein Amt 
nieder . 

Die Diskussion, die am 13. Mai statt- 
gefunden hat, ist einer von vielen Hinweisen 
für die von der Neuen Rechten verfolgten, auf 
den gesamtgesellschaftlichen Erfolg zielenden 
Strategie: Rechte Inhalte sollen in neuer Form 
vermittelt werden und zwar am besten über 
Leute und Gruppen, die der Rechten gar nicht 
angehören, die sich vielmehr als “gute Demo- 
kraten” verstehen, sich aber nicht die Frage 
stellen, warum sie wann über was diskutieren: 
Den Nationalismus von links zu besetzen - 
diese Idee kommt von rechts. Denn dort weiß 
man, was Teile der Linken vergessen haben: 
daß eine auf Nationen und Nationalismus aus- 
gerichtete Politik letztendlich immer auch eine 


rechte Politik ist. Somitistnichtnurdas Thema 
der Diskussion ist fragwürdig, sondern auch 
die Auswahl derjenigen, die dort diskutieren 
sollten. 
Festzustellen bleibt: Ein Thema von 
fragwürdiger Relevanz, von dessen Diskussion 
die Vertreter einer progressiven Politik nichts, 
die Rechten aber eine weitere Etablierung ihrer 
Inhalte zu erwarten haben, - nicht von Linken 
diskutiert, sondern von zwei Leuten, vondenen 
zumindestens einer in engem Kontakt zu reak- 
tionären Kreisenstehtund der andere mitihnen 
sympathisiert. 

Fest steht auch, daß die Veranstalter 
eben mit dem Schielen nach einem imaginären 
“linken” Nation- und Vaterlandsklimbim, wi- 
der besseres Wissen neurechten Ideologen und 
Sympathisanten ein Podium geboten haben. 

Antifaschisten aus Prenzlauer Berg 
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Hinter den Kulissen 
Faschistische Aktivitäten im Land Brandenburg 
Eine Rezension 


Schon ein Blick auf die ersten Seiten der neu 
erschienen Broschüre “Hinter den Kulissen - 
Faschistische Aktivitäten im Land Branden- 
burg” machtdeutlich, daß der faschistische und 
rassistische Terror im Land Brandenburg auch 
1993 nicht abgenommen hat. Im Gegenteil: 
Weitgehend unbemerkt und unbehelligt von 
Polizei, Medien undeinerbreiteren Öffentlich- 
keit konnten faschistische Organisationen wie 
die Nationalistische Front und ihre Nach- 
folgeorganisationen ihre Strukturen im Land 
Brandenburg ausbauen und erweitern. Die 
faschistische Gewalt richtet sich dabei nach 
Beobachtung des AutorInnenkollektivs neben 
Angriffen auf Flüchtlinge, MigrantInnen und 
Obdachlose verstärkt gegen linke und 
antifaschistische Jugendliche. 


telegraph 5/93 


Ein Hauptaugenmerk gilt der Nationa- 
listischen Front (NF) und ihren Nachfolgeorga- 
nisationen Förderwerk Mitteldeutsche Jugend 
(FMJ), Sozialrevolutionäre Arbeiterpartei und 
Direkte Aktion Mitteldeutschland/JF. Anhand 
der eines Organisationsprofils sowie von Be- 
richten über die Situation in zwölf Branden- 
burger Städten macht die Broschüre deutlich, 
daß die NF und ihre Nachfolgeorganisationen 
trotz des NF-Verbots 1992 und der Durchsu- 
chungen im Januar 1994 im Land Brandenburg 
zur stärksten faschistischen Organisation ge- 
worden sind. Nach eigenen Angaben verfügt 
die NF inzwischen bundesweit über 70 Stütz- 
punkte mit 670 Mitgliedern, wobei sie ihren 
organisatorischen Schwerpunkt auf Branden- 
burg gelegt hat. Kader der NF und ihrer 
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Trotzdem %AVerlag 


Infostelle Guatemala/ 
Medico International (Hg.): 


Ojala 
Hoffnung auf ein neues Land — 
Guatemalas Flüchtlinge 


kehren zurück 


Hintergrundstexte und Fotos einer Gruppe, 
die die "Rückführung" der Flüchtlinge be- 
gleitet hat. Mit einer Rede von Rigoberta 
Menchü. Format 23x26, viele Fotos, 28.- 


Noam Chomsky 


Clintons Vision 


Zur Außen-und Wirtschaftspolitik der USA. 
NAFTA, Mexiko, Naher Osten, China. 
ca.80 S., ca. 10.-DM, erscheint im Juni 94 


Schwarzer Faden 
Nr.47 


enthältu.a.: Interview mitderanadalusischen 
SOC; 500 Jahre Kontinuität in der Kolo- 
nialgeschichte von Noam Chomsky, kri- 
tische Betrachtung der chilenischen Nicht- 
regierungsorganisationen von Boris Schar- 
lowski etc. 


Nr.48 


enthält u.a.: Aufstand in Chiapas, Augen- 
zeugenbericht von Herby Sachs. Medien- 
kritisches von BILWET und über sie; über 
die aktuelle Lage in Kurdistan von Ronald 
Ofteringer 


Trotzdem A Verlag, PF 1159, 
71117 Grafenau/Württ. 
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Nachfolgeorganisationen werden gezielt in 
faschistischer Ideologie geschult; Wehrsport- 
übungen und Teilnahme an Angriffen auf 
Flüchtlingsheime, Linke oder Obdachlose ge- 
hören ebenfalls zur “Ausbildung”. Innerhalb 
von Brandenburg konzentrieren sich die NF 
und ihre Nachfolgeorganisationen insbesonde- 
re im Kreis Oranienburg sowie in Königs 
Wusterhausen, Luckenwalde, Eberswalde, 
Schwedt und Potsdam. Die Broschüre deckt 
ihre Strukturen und Aktivitäten auf; sie nennt 
die Kader. und Drahtzieher im Hintergrund 
beim Namen. Um weiteren staatlichen 
Organisationsverboten zuvorzukommen, haben 
sich die NF-Nachfolgeorganisationen Anfang 
1994 offiziell “aufgelöst” und die Weisung 
ausgegeben, sich nur noch in Zellen zu organi- 
sierenund verdeckt zu arbeiten. Dielandeswej- 
ten Transparentaktionen der NF-Struktur zum 
Geburtstag von RudolfHess Anfang April 1994 
haben dabei das Ausmaß an Koordination und 
flächendeckender Organisierung deutlich ge- 
macht. 

Neben der NF werden u.a. auch die 
Versuche der FAP untersucht, im Land 
Brandenburg z.B. durch gezielte Propaganda- 
aktionen Fuß zu fassen, sowie die zentrale 
Rolle von Berliner faschistischen Kadern und 
Organisationen, wie der Deutschen Kulturge- 
meinschaft. 

Darüber hinaus wird über die Situation 
in verschiedenen Städten und Kleinstädten im 
LandBrandenburg informiert: Brandenburg a.d. 
Havel, Cottbus, Eberswalde, Frankfurt/Oder 
Königs-Wusterhausen, Luckenwalde, Oranien. 
burg, Potsdam, Rathenow, Schwedt und 
Strausberg und versucht, Veränderungen so- 
wie Schwerpunktsetzungen faschistischer 
Organisierung aufzuzeigen, u.a. anhand der 
Situation ineinigen Brandenburger Gefängnis- 
sen. Gefängnisse wie die“JVA Schwarze Pum- 
pe” unddie JVA Luckauhaben sichmit Wissen 
staatlicher Stellen in den letzten zwei Jahren zu 
faschistischen Kader- und Schlägerschmieden 
entwickelt. 

Im Vorwort betont das AutorInnen- 
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kollektiv, daß es Ziel der Untersuchung sei, 
aufzuzeigen, wie weit die faschistische 
Organisierung im Land Brandenburg ( und in 
Zusammenarbeit mit Berliner Nazikadern) 
schon vorangeschritten ist. Gleichzeitig ist sie 


auch als Beitrag zur Unterstützung der Arbeit. 


von lokalen antifaschistischen Gruppen und 
Initiativen gedacht. Darüber hinaus macht sie 
deutlich, daß der Bericht des Brandenburger 


Verfassungsschutz vom April 1994 gezielt die 
Entwicklung der illegalen faschistischen 
Organisierung in Brandenburg verschweigtund 
bewußt das Ausmaß der Gewalt verharmlost. 


Die Broschüre kann für DM 4,- & DM 1,50 
bestellt werden bei: 

Hinter den Kulissen, c/o L. Meyer, Gneise- 
naustr. 2a, 10961 Berlin. 


1. Mai in Prag 


Zur diesjährigen, von der Anarchistischen 
Föderation veranstalteten Mai-Demonstration 
in Prag versammelten sich rund 500 junge 
Leute aus Prag. Nach kurzer Kundgebung auf 
der MoldauinselSPRELECKYOSPROV, dem 
traditionellen Versammlungsort der 
Anarchisten im 19. Jahrhundert, zog der Zug 
am Nationaltheater vorbei, über den 
Wenzelsplatz zum Altstädter Ring. Begleitet 
wurde die Demo von den wachsamen Obyjekti- 
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ven der Polizei und Presse, im Hintergrund 
lungerten ein paar Nazis rum. Bei strahlendem 
Sonnenschein tat die alternative Jugend ihre 
Ablehnung der käuflichen Regierung und der 
politischen Parteien kund. 
Zeitungsmeldungen zufolge waren in 
Prag rund 100-150 Nazis unterwegs. (Red: 
Nach anderen uns vorliegenden Informationen 
von Prager Anarchisten marschierten die Nazis 
teilweise in Uniformen und mit Fahnen. Unten 


Ein Wachmann schützt die örtliche Mc- 
Donnalds-Filiale, ein UN-Soldat ißt und gafft 
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Gruppe von Nazis beobachtet die Demon- 
stration. Unten mit Polizisten. 
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ihnen auch deutsche Neonazis aus Dresden und 
Berlin, mit Fahnen derin Deutschland verbote- 
nen faschistischen Organisation “Nationale 
Offensive”.) Mit einigen, maximal 20 Nazis 
kam es nach der 1. Mai-Demo zu Schlägereien. 
Die Polizei griff “vermittelnd” ein, indem sie, 
Zeitungsmeldungen zufolge, insgesamt 40 
Personen festnahm, deren Couleur verschwie- 
gen wurde. Davon sind mindestens fünf 


alternative Jugendliche. Augenzeugen berich- 
teten, daß es bei Polizei an Konsequenz man- 
gelte und sich ein Teil der Nazis unbehelligt 
aus dem Staub machen konnte. Abends gab es 
im “Club 007” ein Punk/Hardcore-Konzert zur 
Abrundung des Kampf- und Feiertages. Diese 
Gelegenheit nahm eine Nazigruppe wahr, um 
Konzertbesuchern aufzulauern. Näheres istnicht 
bekannt. Bert 


Prager Frühling 1994: 
Freiheit für Bovi Unger! 


Vor einem Jahr wurde der Redakteur der Zeit- 
schrift “A-Kontra”, Petr Wolmuth, unter dem 
Vorwurf verhaftet, ein Mitglied der ehemali- 
gen “kommunistischen” Partei ermordet zu 
haben. Die Anklage mußte nach mehreren 
Monaten Untersuchungshaft als völlig haltlos 
zurückgewiesen werden. 


Ebenfalls vor einem Jahr wurde ein 


besetztes Haus in Prag 5 (Holesovice), in dem 
auch MitarbeiterInnen von “A-Kontra” lebten, 
von Faschisten angegriffen und anschließend 
von der Polizei geräumt. Einen Tag später 
versuchte ein Bewohner, Bovi Unger, einige 
persönliche Sachen aus dem Haus zu retten, 
woraufhin er von der Polizei zusammenge- 
schlagen wurde. Die Polizei behauptete an- 
schließend, Bovi Unger hätte sie angegriffen. 
Ende März 1994 wurde Bovi U. plötz- 
lich verhaftet. Wenn seine Unschuld nicht be- 


wiesen werden kann, drohen ihm 2 bis 5 Jahre 
Gefängnis. Er wurde inzwischen in ein nicht 
bekanntes Gefängnis verlegt. Briefe von ihm 
kommen nicht an. 
Bovi Unger ist Unterzeichner der Charta 77 
und Sänger der “plastic people band”, die ihre 
Musikkassetten u.a. im Keller von Vaclav 
Havels Bauernhof produzierten. Bovi U. war 
zwischenzeitlich in die USA gegangen, kehrte 
Ende 1989 nach Prag zurück. Unmittelbar dar- 
auf befand er sich erneut in Opposition, im 
Umfeld der Zeitungsgruppe “A-Kontra”. Dies- 
mal gegen den “wirklichen Kapitalismus”. 
Ähnlichkeiten mit Vorkommnissen in unserer 
Republik sind nicht zufällig. 
Kontakt über: A-Kontra 

PO BOX 552 

17001 Praha 7 


Tschechische Republik: Ein Schritt vorwärts 
beim Schutz der Meinungsfreiheit’ 


In einer Erklärung vom 25. April begrüßte 
Amnesty International die Entscheidung des 
Verfassungsgerichts der tschechischen Repu- 
blik, Teile der Strafgesetzgebung aufzuheben, 
die die Verleumdung der Regierung, des Parla- 
ments und des Verfassungsgerichts betreffen. 
Die Menschenrechtsorganisation nannte die 
Entscheidung, die in Brno am 13. April ange- 
nommen wurde, “einen deutlichen Schritt vor- 
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wärts beim Schutz der Meinungsfreiheit.” 

“Wir hoffen,” heißt es weiter, “daß 
diese wichtige Entwicklung von weiteren Re- 
formen des Strafgesetzbuches gefolgt wird, das 
als ein kriminelles Vergehen immer noch die 
“Beleidigung dertschechischen Republik” und 
die Bestrafung der Beleidigung des Präsiden- 
ten der Republik enthält”. 

In einem Brief an Vaclav Havel, den 
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Präsidenten der Republik, drückte Amnesty 
International seine Besorgnis darüber aus, daß 
diese Bestimmungen des Strafgesetzes weiter- 
hin unnötig und übertrieben die Freiheit der 
Meinungsäußerung beschränken. Die 
Menschenrechtsorganisation forderte Präsident 
Havel auf, einen Gesetzgebungsprozeß für ihre 
Aufhebung in Gang zu bringen. Sie zeigte sich 
besorgt, daß diese Bestimmungen in Zukunft 
weiter zur Verletzung des Rechts der freien 
Meinungsäußerung gebraucht werden. 


Wie weiter berichtet wird, hat Präsi- 
dent Havel am 17. März die Einstellung des 
Verfahrens gegen Petr Cibulka angeordnet, 
dem eine Äußerung gegen den Präsidenten 
vorgeworfen wird, die diffamierend sein soll. 
Das wurde von Amnesty lobend hervorgeho- 
ben, zugleich aber die Beseitigung des Geset- 
zes angemahnt. Das Strafgesetzbuch enthalte 
genügend Bestimmungen zur Verteidigung der 
Ehre von Zivilpersonenen. 

ai-Information 


Erwachendes Mexiko 


Im Auftrag der USA will regierende PRI die “strukturelle Anpas- 
sung?” gegen die Bevölkerung durchsetzen* 


In Ostberlin gab es einmal, am 4. November 
1989 eine Massendemonstration von 500.000 
Leuten. Aber das war der Höhepunkt und zu- 
gleich das Ende der Bewegung. In Mexiko ist 
die Bewegung der Kleinbauern, Arbeiter und 
Studenten gerade erst im Beginn. Dennoch 
waren es 100.000 Menschen, die allein in 
Mexiko-City am 10. April an der Demonstrati- 
on zur 75-jährigen Wiederkehr des Tages der 
Ermordung des mexikanischen Revolutions- 
helden Emiliano Zapata teilnahmen. Begei- 
stert wurde mit erhobenen Fäusten die Delega- 
tion von 350 Leuten aus Chiapas begrüßt. Sie 
waren 460 Meilen gereist - das meiste davon zu 
Fuß -, um nach Mexiko City zu kommen und 
hatten die militärische Absperrung der Provinz 
überwinden müssen. Während ihre Kamera- 
den zum Zocalo-Platz marschierten. demon- 
strierten auch Zehntausende in Michoacan, 
Jalisco, Guerrero, Yucatan und anderen Teilen 
von Mexiko. | 

Nach einer Phase von jahrzehntelanger 
Apathie der mexikanischen Bevölkerung sind 
die vom zapatistischen Aufstand ausgelösten 
Demonstrationen ein alltägliches Ereignis, das 
hunderte und tausende Leute auf der Straße 
zusammenführen. Nachdrücklich wird die 
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Eigendynamik der Bewegung an der wachsen- 
den Welle von Besetzungen brachliegender 
Ländereien deutlich. Noch Anfang April hieß 
es, Kleinbauern hätten über 100 Ländereien, 
75000 acres beschlagnahmt, eine Gruppe al- 
lein, die Emiliano Zapata Proletariats-Organi- 
sation etwa 3000 Hektar in zwei Verwaltungs- 
bezirken. Ende April las man bereits, die größ- 
te Konzentration von Landnahmen sei jetzt in 
den Munizipalitäten von Ocosingo, Altimirano 
und Las Margaritas, wo gegenwärtig schät- 
zungsweise 40.000 Hektar von Mitgliedern 
von Eingeborenen- und Kleinbauern-Organi- 
sationen besetzt sind. 

Eine Kommission von Ranchern, 
Landeigentümern und des CEOIC hat sich dort 
gebildet, um über die “Lösung des Problems 
der Landnahmen in der Region” zu verhandeln. 
Die Kommission wurde am 30. April gegrün- 
det und hat sich oder den anderen - das ist nicht 
recht klar - eine Zweimonatsfrist gegeben, in 
der der “Streit” über die etwa 300 Besitztümer 
“gelöst” sein soll, die jetzt besetzt sind. Eine 
witzige Reminiszenz an die Berliner Hausbe- 
setzerbewegung: Die Kommission ist sich dar- 
in einig, daß Teilnehmer an der Landnahme, 
dienach dem 15. April den Platz besetzthaben, 


telegraph 5/93 


festgenommen und von dem Land herunter 
geworfen werden sollen. Ein Vorschlag der 
ehrenwerten Kommission zur “Lösung” ist, 
daß 20 Untersuchungsausschüsse, zudenendie 
Verantwortlichen hinzugezogen werden, die 
besetzten Eigentümer besichtigen, sich mit je- 
der der Kleinbauernorganisationen treffen, die 
das Eigentum besetzt haben und feststellen, ob 
es einen ungelösten oder unbefriedigend gelö- 
stenLandkonflikt auf den besetzten Ländereien 
gibt und eine sozialökonomische Studie über 
das Gebiet zu machen, um die landwirtschaft- 
lichen Notwendigkeitenund Möglichkeitender 
eingedrungenen Gruppen festzustellen. 

Das sindnatürlich Versuche, den Hund 
zu waschen, ohne ihn naß zu machen. Die 
Herren fühlen sich deutlich in der Defensive, 
sonst würden sie ganz andere Töne spucken. 
Und auch die Regierung scheint nicht mehr 
recht weiter zu wissen. Ende Mai hatte sich 
PräsidentSalinasnochmitlokalen Landeigentü- 
mern getroffen, die sich durch eine Besetzung 
am 19. April geschädigt fühlten, beraten (von 
einer Beratung mit den Besetzern natürlich 
» keine Rede) und hatte eine Entscheidung in- 
nerhalbeiner Woche angekündigt. Seitherhüllt 
er sich in Schweigen. 

Das andere Mittel, der Terror, wird zu 
Genüge angewandt. Paramilitärische Einhei- 
ten der Rancher und Landowner morden und 
Plündern. Allein Anfang April wurden sieben 
Kleinbauern getötet, eine andere Quelle spricht 
von 15 Leuten. Inder Kommune Tzotzil, 50km 
nordwestlich von San Cristobal, wurde Ende 
April eine Familie von neun Indianern getötet. 
Ein anderer Indianer aus Tzeltal und ein Mit- 
glied der zivilen Organisation Tres Nudos, die 
sich für die Freilassung von 280 EZLN- 
Sympathisanteneingesetzthatten, wurdeneben- 
falls ermordet. 

Bischof SamuelRuiz vonSanCristobal, 
der bei den Friedensgesprächen zwischen 
Zapatisten und Regierung vermittelte, ist das 
Ziel zahlreicher Drohungen und muß sich von 
Bodyguards bewachen lassen. Menschenrechts- 
aktivisten werden bedroht und geschlagen. In 
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die Räume einer Menschenrechtsgruppe wur- 
de eingebrochen und ihre Computer gestohlen. 
Reporter von unabhängigen Zeitungen werden 
geschlagen und die Rancher-Organisationen 
fordern, daß die Zeitungen verboten werden. 

Die Mitglieder der Zapatistischen 
Befreiungsarmee (EZLN) meinen, daß der po- 
litische Mord nur “ein Vorspiel für eine große 
Militäroffensive sei, die die Bundesregierung 
gegen unsere Positionen plant.” Immer mehr 
Armeeeinheiten werden nach Chiapas ge- 
schickt, die die paramilitärischen Einheiten 
beim. Morden und Plündern unterstützen. In 
einer Meldung von Ende April wurde von 
30.000 Soldaten in Chiapas gesprochen. Unter 
anderem ist das Gebiet um Morelia, das nahe 
der Linie liegt, die das Gouvernement vom 
Gebiet derZapatistas trennt, vonder Außenwelt 
abgeschnitten. Ein Brief aus 21 Gemeinden 
beschreibt eine Situation von Furcht, Hunger 
und Mangel an medizinischer Fürsorge als 
Folge der Blockade durch die Armee und der 
ununterbrochenen Übergriffedurch Armeeund 
lokale Rancher. In einem Interview aus dem 
Dschungel von Chiapas beschuldigte Comman- 
dante Marcos die Regierung, die Landbeset- 
zungen als Vorwand zu nehmen, um die 
Hochburgen der EZLN anzugreifen. Und nicht 
nur die mexikanische Regierung: Das Pentgon 
hat, Meldungen zufolge, 6000 Soldaten auf die 
guatemaltekische Seite der Grenze zwischen 
Guatemala und Mexiko geschickt, wohl um 
etwaige Nachschubwege der Zapatisten abzu- 
schneiden. 

Trotzdem, nachdem es anfangs so aus- 
sah, als wenn die Salinas-Regierung die Ge- 
spräche mit der EZLN auf Eis legen wollte, 
scheinen ihr jetzt allmählich die Felle 
wegzuschwimmen. Die Fortführung der Ge- 
spräche zwischen Regierung und EZLN wurde 
jetzt von Bischof Samuel Ruiz für Mitte Mai 
angekündigt. Während einer Wahlreise mach- 
te der PRI-Kandidat Zedillo in San Cristobal 
einen kurzen Aufenthalt. Er besuchte Bischof 
Samuel Ruiz, erklärte ihm seine Unterstützung 
und lobte seine Verdienste als Beauftragter für 
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Viele weibliche Maja-Kämpferinnen der zapatistischen Befreiungsarmee 
sind an den Kämpfen beteiligt 


Frieden und Aussöhnung in Chiapas. Er, 
Zedillo, wolle den Friedensprozeß unterstüt- 
zen und, wenn er als Präsident gewählt werde, 
werde er das durch den kommenden Verhand- 
lungsprozeß Erreichte akzeptieren. Er betonte 
die Notwendigkeit für “Frieden mit Gerechtig- 
keit,basierend aufdem Dialog, der gegenseitigen 
Verständigung und dem guten Willen aller 
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Parteien.” 
Die regierende Einheitspartei PRI hat 


sich mittlerweile in die Überzeugung hin- 
eingeredet,der Mord am ihrem Präsidentschafts- 
kandidaten Colosio sei Teil einer Verschwö- 
rung gegen ihre Herrschaft. Tatsächlich spricht 
aber vieles dafür, daß die Mörder in den eige- 
nen Reihen der zerstrittenen Partei zu suchen 
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sind. Allerdings geht es bei diesem Streitnicht, 
wie gernöffentlich dargestellt wird, um das Für 
oder Wider einer inneren Demokratisierung 
der PRI. Vielmehr stehen auf der einen Seite 
alte Männer, die ihre Pfründe weiter aus den 
versiegenden Einnahmen der Staatsbetriebe 
und der Verwaltung saugen, auf der anderen 
Seite Technokraten, die Spaß an dem von den 
USA undder Weltbank initiiertenneoliberalen 
Privatisierungsprojekt gefunden haben und 
hoffen, bei der dabei fälligen Umschichtung 
des ganzen Landes, genannt “strukturelle An- 
passung’”, märchenhafte Gewinne zu machen. 

Der amtierende Staatspräsident Salinas 
istein begeisterter Anhänger dieser Pauperisie- 
rungsmethoden. Abgesehen von den schon be- 
schriebenen Verfassungsänderungen, mit de- 
nen die Eijidos und das Recht auf Besetzung 
von brach liegendem Land aus der Verfassung 
gestrichen wurden, hat er sich auch bereits bei 
der Demontage des an sich schon unzureichen- 
den Gesundheits-, Renten- und Sozialhilfesy- 
stems eifrig betätigt. Er folgt damit einer der- 
zeitauf dem ganzen amerikanischen Kontinent 
grassierenden “Mode”. Nach dem Vorbild 
Chiles soll ein Zweiklassensystem geschaffen 
werden, indem privaten Versicherungen, de- 
ren Prämiennurreiche Leute bezahlen können, 
Vorrangeingeräumt wirdundein verkrüppeltes 
staatliches System nur zum Schein weiterexi- 
stieren soll. 

Die US-Regierung hat sich während 
der beginnenden Unruhen hinter die amtieren- 
de Regierung gestellt. Nach dem Tag der Er- 
mordung Colosios hat der US-Schatzsekretär 
LloydBensen angekündigt,daß die USA Mexiko 
6 Milliarden Dollar leihen werden und hat 
damit den Absturz des Peso an der Börse 
verhindert. Laut der “New York Times” war 
diese Anleihe und ein weiteres 6 Milliarden- 
Paket von den europäischen Banken bereits 
zugesagt, falls der NAFTA-Vertrag im US- 
Kongreß scheitern sollte und damit die 
KreditfähigkeitMexikos aufNullkäme. Benson 
hatte die Erwartungen der USA schon im Fe- 
bruar deutlich genug unterstrichen, als er zu 
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verstehen gab, daß sie, wer immer als Gewin- 
ner aus den August-Wahlen hervorgeht, von 
diesem erwarten, daß er dieselbe ökonomische 
Politik fortsetzt, wie sie die Salinas-Regierung 
begonnen hat. Unter dem Vorwand, daß Mario 
Arbuto Martinez, der erste, der als Colosio- 
Mörder verhaftet wurde, in Kalifornien ein 
registrierter Wählersei,mischtsich Washington 
in Gestalt des FBI und des Büros für Alkohol, 
Tabak und Feuerwaffen auch stark in die Un- 
tersuchung des Mordes ein. 

Indessen sind die Wahlchancen der re- 
gierenden PRI bei den Augustwahlen ange- 
sichts der allgemeinen Forderungen nach 
ungefälschten Wahlergebnissen unsicher ge- 
worden. Am aussichtsreichsten scheint derzeit 
der Präsidentschaftskandidat der konkurrie- 
renden linken PRD, Cuauhtemoc Cardenas zu 
sein. Allerdings deutet alles daraufhin, daß die 
PRlihre probaten Methodender Wahlfälschung 
auch bei den Augustwahlen fortzuführen ge- 
denkt. Im April,nutzteeineeinflußreiche Grup- 
pe von Politikern unter dem Geschäftsmann 
Hank Gonzalez die Dienstedes Landwirtschafts- 
ministeriums, das Gonzalez gegenwärtig leitet, 
um ein Fax abzuschicken, in dem über 100 
Politiker angefragt werden, ob sie eine Erklä- 
rung zur Unterstützung des PRI-Kandidaten 
unterschreiben. Die Deklaration wurde am 12. 
April in allen regierungsfreundlichen Zeitun- 
gen veröffentlicht. Neben vielen hochrangigen 
Offiziellen unterzeichneten die Anzeige die 
Gouverneure der Staaten Puebla und Veracruz 
und fünf Botschafter, die eigentlich das Land 
zu vertreten hätten und nicht eine -einzelne 
politische Partei. 

Auf dem 33. Interparlamentarischen 
Treffen Mexiko-USA boten Mitglieder des 
USA-Kongressesden mexikanischen Parlamen- 
tariern Unterstützung bei der Ausrichtung fai- 
rer Wahlen in Form von internationalen 
Wahlbeobachtern an. Das wurde von PRI- 
Senator Carlos Sales Gutierrez entschieden 
zurückgewiesen: “Wir sind gegen irgendwel- 
che Urteile,dieunseren Wahlprozeßverfälschen 
könnten!” Allerdings wird sich die mexika- 
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gung des (im letzten Heft des “telegraph” ge- 
schilderten) Systems des Wahlbetrugs einen 
großen Schritt vorwärts bedeuten würde. Sie 
initialisierten eine Kampagne, gleichartige Or- 
ganisationen aus anderen Ländern einzuladen, 
um an den Wahlen vom 21. August teilzuneh- 
men und sie zu beobachten. Sie haben begon- 
nen, Vorbereitungen für die Aufnahme von 
ausländischen Beobachtern zu treffen, mit de- 
nen sie zusammen Schulungsmaterial beraten 
und Training-Workshops organisieren wollen. 

Bürgergruppen und Mitglieder der op- 
positionellen politischen Parteien betonen, daß 
sich der wirkliche Betrug vor dem Wahltag 
ereignen wird. Das prinzipielle Problem sehen 


sie in den unzuverlässigen Wahlregistern und 
im massiven und unfairen Gebrauch der 
regierungsloyalen Medien. Eshelfenicht, wenn 
die Wahlbeobachter eine Woche vor dem 21. 
August ankommen. Die Beobachter müßten 
jetzt kommen und einen einleitenden Bericht 
darüber machen, ob die Bedingungen vor den 
Wahlen in Ordnung sind, um einen Einfluß auf 
die Wahlen zu haben. W. Rüddenklau 


*Die Informationen entstammen den verschie- 
densten Artikeln im APC-Netz, darunter be- 
sonders informativ die regelmäßigen “Mexico 
update” von Equipo Pueblo, aber auch die 
“workers world”-Agentur 


Communique des Geheimen Eingeborenen-Revolutions-Komitees - General- 
Kommando der Zapatistischen Nationalen Befreiungs- Armee, Mexiko. 10. 
April 1994 

An die Unterstützungspunkte der EZLN 

An die regulären und irregulären zapatistischen Kämpfer der verschie- 
denen Waffeneinheiten und Dienste der EZLN: 

Kameraden! 

Heute am 10. April jährt sich das 75-jährige Jahr der Ermordung von 
General Emiliano Zapata und der hundertste Tag unseres gegenwärtigen 
Kriegs gegen die schlechte Regierung. 

Ebenso wie 1919 müssen die Zapatisten für unseren Schrei nach “Land und 
Freiheit!” in Blut bezahlen. Ebenso wie 1919 gehört das Land nicht 
denen, die auf ihm arbeiten. Ebenso wie 1919 ist die Waffengewalt das 
einzige, was die schlechte Regierung denen ohne Land zu entgegnen hat. 
Aus diesem Grund haben wir uns mit Waffen ausgerüstet. Dafür sind unsere 
Kameraden während der hundert Tage des Krieges gestorben. Dafür ehren 


wir heute die Heroen und Märtyrer des zapatistischen Kampfes, die Toten 
aller Zeiten, die in uns leben. Aus diesem Grunde sagen wir es heute 


noch einmal, daß wir nicht kapitulieren werden, nicht unsere Waffen 
aushändigen werden, daß wir keinen Frieden machen werden, bevor es nicht 
erreicht ist, daß wir nicht aufhören werden zu kämpfen, bis alle 
Mexikaner Freiheit, Gerechtigkeit, Unabhängigkeit haben, menschlich 
wohnen, gut bezahlte Jobs haben, Land, Nahrung, Gesundheit und 
Erziehung. Solange diese Forderungen nicht erfüllt sind, wird unsere 
bewaffnete Mission fortgesetzt und wir werden weiter unsere Flagge in 
den mexikanischen Bergen schwenken. 

Gesundheit, mexikanische Brüder! 

Laßt die Zentralregierung sterben! 

Von den Bergen des südöstlichen Mexico, 

Geheimes Eingeborenen-Revolutions-Komitees 

- Generalkommando der EZLN. 
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Kommentar: 
Ohne Illusionen, aber voller Hoffnung 


“In Prag ist Pariser Kommune...”, sang Wolf 
Biermann (der heute leider ein ganz anderer 
geworden ist) 1968, kurz bevor sowjetische 
Panzer einen hoffnungsvollen Ansatz zu einem 
“Sozialismus mit menschlichem Antlitz” 
niederwarfen. Das ist das, was viele heute 
wieder mal empfinden, wenn sie diese ganz 
neuen und ganz alten Töne aus Mexiko, vonder 
EZLN und von Massenkundgebungen der Be- 
völkerung hören. Die Machthaber wissen sich 
nurnoch mit Terror weiterzuhelfen, aber ange- 
sichts einer entschlossenen Front der ganzen 
Bevölkerungsindsieinnegativen Sachzwängen. 
Jede ihrer Aktionen erzeugt Widerstand in 
neuen Bevölkerungsschichten, neue Bündnis- 
se, neue phantasievolle Aktionen. Die Revolu- 
tion in ihrer ganzen Größe und Schönheit ist in 
Mexikoerwacht. Wiedereinmal scheintes, als 
ob alle Menschen Brüder werden können und 
die Ratten und Drachen wie ein Alptraum 
verschwinden. 

Natürlich ist bei denen, die bewußt die 
letzten Jahrzehnte, den Niedergang der natio- 
nalen Befreiungsbewegung in der 3. Welt, das 
gewaltsame Endedes Prager Frühlings und den 
enttäuschenden Ausgang der Bürgerbewegung 
in der DDR erlebt haben, ein Stachel in dieser 
Freude. Besorgt fragt man sich, welche 
Führungsstruktur diese EZLN hat und erinnert 
sich, daß Guerillaarmeen rasch hierarchisch 
entarten und aus einem Werkzeug der Befrei- 
ung zum Mittel für neue Unterdrückungs- 
strukturen werden können. Wird dem 
Kommandeur Marcos, der zur Zeit als das 
einzige unverhüllte Gesicht und das lebendige 
Symbol der zapatistischen Armee fast göttlich 
verehrt wird, die Sache nicht zu Kopf steigen? 
Ist er stark genug, um nicht in Cäsarenwahn zu 
verfallen? 

Und was ist mit der Bewegung der 
Bevölkerung? Versuchen sie sich demokra- 
tischund von unten zu organisieren oder lassen 
sie sich zunehmend von irgendwelchen Neu- 
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Funktionären Worte und Forderungen in den 
Mund legen? Objektiv, nämlich im Rahmen 
der gegenwärtigen Weltwirtschaft, die auf der 
Schere zwischen Agrar- und Industriepreisen 
beruht, haben Kleinbauern und Arbeiter unter- 
schiedliche Interessen. Die mexikanische 
Zentralregierung versucht - im Auftrag der 
USA und der Weltbank - mit Hilfe des Nafta- 
Abkommens die Industrie weltmarktfähig zu 
machen und damit die Staatsfinanzen zu sanie- 
ren. Die Arbeiter werden davon auf Dauer zu 
Ungunsten der Bauern profitieren, die Bauern 
werden weiter verelenden. Werden sich die 
Arbeiter gegendie Kleinbauern ausspielen las- 
sen? 

Es ist natürlich eine Illusion zu glau- 
ben, daß die Mexikaner das alles wissen und 
keine Fehler machen werden. Wenn es ihnen 
gelingt, gegen den Widerstand der in- und 
ausländischen BlutsaugerdenneoliberalenKurs 


‚zu beenden, werden sie ohne Kreditfähigkeit 


einer riesigen Staatsschuld gegenüberstehen, 
weltweit die zweithöchste nach Brasilien. Eine 
Nichtübernahme dieser Staatsschuld, wie das 
schon einmal das frühe Sowjetrußland ver- 
sucht hat, wird zu ausländischen Interventio- 
nen führen, wenigstens aber zur Wirtschafts- 
blockade und zu einem weiteren wirtschaftli- 
chen Niedergang. Nach dem Ende der 
mexikanischen Zentralregierung wird ein neu- 
es Machtgefüge entstehen, neue und alte 
Blutsauger werden sich in den Etagen der 
neuen Hierarchie einnisten. 

Es wird darauf ankommen, all das mit 
wachen Augen zu sehen. Eine “Partei der 
institutionalisierten Revolution” - das wissen 
die Mexikaner - gibt es nicht. Ein Patentpara- 
dies, eine Verfassung für alle Ewigkeiten wird 
es nicht geben, meint der deutsche Anarchist 
Gustav Landauer, der vor 75 Jahren am 1. Mai 
1919 durch deutsche Soldaten ermordet wurde. 
Es kommt, sagt Landauer, darauf an, daß sich 
jede Generation ihre Verfassung erkämpft. 
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Revolutionen sind die Träume im Leben der 
Völker; es kommt darauf an, sie auszunutzen, 
um wenigstens einige Schritte voranzukom- 
menunddas Erkämpfte fürZeitender Lethargie 
zu befestigen. Und die Mexikaner sind mit 
ihrem Verfassungsgrundsatz, daß das Land 
denen gehört, die auf ihm arbeiten, uns einen 
großen Schritt voraus. 

Dieser anachronistische und zukunfts- 
trächtige Satz ist es, der den Zorn der gegen- 
wärtigen Weltherrscher erregt. Siehaben ganz 
anderes beschlossen: Nahrung soll in Zukunft 
nurnoch in Agrarfabrikennordamerikanischen 
Typus hergestellt werden und die Verbraucher 
ein mehr oder weniger schlecht veredelter 
Nahrungsbrei erreichen, für uns, die Profiteure 
das Ausbeutung, noch als edel aussehende 
Materie mit giftigen Aromastoffen und 
Geschmacksverstärkern, für die dritte Welt als 


billiges Nahrungskonzentrat. Mit diesem An- 
schlag auf Gesundheit und Lebensfreude ihrer 
Gattungsgenossen wollen die Industriebosse 
nochmehr Macht haben und noch mehr verdie- 
nen, um einander in ihren Statushäusern und 
Freßtempeln vorführen zu können, was sie für 
Lebensgenuß halten. Die anderen sollen die 
Abgase, die giftige Nahrung und den Dreck 
fressen. 

Es istschon so. Immernoch und wieder 
gehört alles zusammen: Der Kampf gegen 
Hierarchie und Macht, für Freiheit und 
Selbstbestimmung mitdem Kampf für Gerech- 
tigkeitund gutes Brot für alle. Die EZLN istmit 
ihrer Forderung nach Freiheit, Gerechtigkeit, 
Unabhängigkeit, menschlichen Wohnungen, 
guten Jobs, Land, Nahrung, Gesundheit und 
Erziehung für alle auf dem richtigen Weg. 

W. Rüddenklau 


Im Jelzin-Kreml: Chaos und Diktatur 
Das Bild, das westliche Medien von einer demokratischen Diktatur 
Jelzins zeichnen, ist falsch 


In der Verwaltung des Russischen Präsidenten 
Boris Jelzin, sind Konfusion und Willkür die 
Norm. Kreml-Entscheidungen von größerer 
Bedeutung werden ohne die Kenntnis aufge- 
setzt, die allein aus dem Wissen der Entschei- 
dung der Leute vor Ort möglich wäre. Oft 
gehen wesentliche Entscheidungen gar nicht 
über Jelzins Tisch, werden aber gebilligt und 
herausgegeben. Die Arbeitsweise der Beamten 
ist katastrophal, Leute von zweifelhafter Kom- 
petenz haben enormen Einfluß. Die Verfas- 
sung und die Gesetze werden als Hindernis 
betrachtet, um die man sich herumschleicht 
oder als Fiktionen, die besser ignoriert werden. 
Keinerderneu angekommenenerfahrenen Jour- 
nalisten schildert die Moskauer politische Sze- 
ne. Aber die meisten der großen lokalen und 
internationalen Medien verhalten sich loyal zu 
Jelzin und seinem Kurs der Rekapitalisierung 
Rußlands, es ist unüblich, durch mehr als eine 
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Anspielung auf das Chaos inhohen Stellen eine 
Veröffentlichung schwierig zu machen. 

Manchmal aber ist die Konfusion zu 
groß, um sie zu bemänteln. In dieser Hinsicht 
war die erste Aprilhälfte eine schlechte Zeit für 
Jelzin und seine Beamten. 

Am 6. April wurde eine Präsidenten- 
order für die Einrichtung von dreißig russi- 
schen Militärstützpunkten in den GUS-Län- 
dern und Litauen herausgegeben. Das war 
Ausdruck der Verachtung Moskaus für die 
litauische Regierung die will, daß Rußland 
seine verbliebenen Truppen aus der kleinen 
baltischen Republik abzieht. Die litauischen 
Autoritäten legten Protest gegen die Gewalttat 
ein. Dann leugneten derrussische Außenmini- 
ster und der Verteidigungsminister jegliche 
Kenntnis der Intrige: “Wir wissen nicht, woher 
die Order kommt!” Der russische Außenmini- 
ster Andrej Kozyrev erzählte den Journalisten: 
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“Sowohl Diplomaten als auch Militärs stehen 
mit offenem Mund da.” Der Präsident sagte: 
Vyacheslav Kostkow ist beauftragt, den Litau- 
ern mitzuteilen, daß das Dekret ein “techni- 
scher Fehler” war. Unglücklicherweise für Jelzin 
sprachensich die“ Techniken”, diediesen‘“Feh- 
ler” produziert hatten in einigen Details in den 
folgenden Wochenherum, als der andere große 
Skandal des Aprils seinen Höhepunkt erreicht 
hatte. Am 8. April bestätigte der frühere 
Generalstaatsanwalt seinen Rücktritt vom Po- 
stenund begann eine Serie von Erklärungen, in 
denen er bitter das Verhalten und die Metho- 
den der Jelzin-Administration kommentierte. 
Kazaniak, ein sibirischer Anwalt, der 
als Jelzin-Vertrauter bekannt ist, wurde als 
Gerichtspräsident installiert, einen Tag nach- 
dem das frühere Parlament am 4. Oktober 
aufgelöst wurde. Viele der Illusionen des neu- 
en Generalstaatsanwalts haben sich offenbar in 
diesen ersten Tagen in seinem Amt aufgelöst. 
In einem Interview, das am 12. April in 
der Zeitung “Komsolskaja Prawda” veröffent- 
licht wurde, bezog sich Kazaniak darauf, daß 
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der Präsident ihn sofort anwies, die Oktober- 
eignisseindreioder vier Tagen zu untersuchen 
und jemanden nach den Artikeln 102 und 17 - 
Mittäterschaft beim Mord - zu beschuldigen 
und den Fall dem Militärgericht zu überwei- 
sen. 

“Der Fall lag zwei oder drei Tage zu- 
rück”, fuhr Kazaniak fort, “und jemand war 
zum Tode zu verurteilen. Die Mannschaft des 
Präsidenten übte auf uns eine Menge Druck 
aus.” 

OhneLust aufein Vergeltungsschießen 
brachte Kazanniak kleinere Vergehen wegen 
“Erregung von Massenaufruhr gegen die Füh- 
rer der Oktober-”Revolte” vor - es ist kaum 
möglich den letzten großen Akt des Wider- 
stands gegen Jelzins Staatsstreich vom 21. Sep- 
tember genauer zu beschreiben. Kazanniak 
brach zuletzt mit Jelzin an 26. Februar, als das 
neue Parlament eine Amnestie für die vom 
Präsidenten kriminalisierten persönlichen Fein- 
de erließ. 

Anstatt diese Entscheidung zu akzep- 
tieren, die innerhalb der verfassungsmäßigen 
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Rechte des Parlaments lag, arbeiten Jelzin und 
seine Helfer wütend, um sie zu verhindern. 
Kazanniak wurde vom Präsidenten aufgefor- 
dert, “einen Weg zusuchen”, umdie Freilassung 
von Alexander Rutskoi, Ruslan Khasbulatov 
undanderen Führern des Oktober-Widerstands 
zu verhindern. Obwohl Kazanniak persönlich 
gegen die Amnestie war, verstand er, daß es 
Gesetzesbruch gewesen wäre, wenn er die 
Amnestie-Anordnung nicht ausgeführt hätte. 
Er lehnte die Ausführung von Jelzins Anord- 
nung ab und trat zurück. 

Gerade jetzt war die Episode weit von 
ihrem Ende entfernt. Am 6. Aprilentschied das 
Oberhaus des Parlamentes in Wahrnehmung 
seiner Rechte, daß es Kazanniaks Rücktritt 
nicht annehmen wolle. Jelzin machte klar, daß 
er vorhabe, diese Entscheidung zu ignorieren. 
Für eine Zeitlang hatte Rußland zwei 
Generalstaatsanwälte. Dann, am 8. April, teilte 
Kazanniak, besorgt um eine neue Verfassungs- 
krise, seinen definitiven Rücktritt mit. 

Kazanniaks Loyalität gegenüber Jelzin 
aber war endgültig erschöpft. Der frühere 
Generalstaatsanwalt kündigte die Gründung 
einer neuen gemäßigten Partei an und lieferte 
in einer Serie von Presseinterviews einen trok- 
kenen Bericht darüber ab, wie der Apparat des 
Präsidenten funktioniert. Am 9. April zitierte 
die Moskauer Tageszeitung “Nezavismaja 
Gasjeta” Kazanniak mit der Aussage: 

“MeinEindruck ist, daß Präsident Boris 
Jelzin einen Marionetten-Generalstaatsanwalt 
braucht, der jede beliebige illegale Instruktion 
ausführt, nicht nur für den Präsidenten, son- 
dern auch für bestimmte Beamte in seiner 
Verwaltung.” 

“Der Präsident und seine Umgebung 
haben wiederholt gezeigt, daß sie nicht die 
Absicht haben, die Anforderungen der Verfas- 
sung, das Gesetz oder die Entscheidungen der 
Staatsduma oder des Bundesrates (der zwei 
Häuser des russischen Parlaments) zu erfüllen. 
Eine offene Diktatur droht.” 

In einem zusätzlichen Interview in der 
“Nezavismaja Gasjeta” am 12. April beschrieb 
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Kazanniak, wie sich die Jelzin-Beamten in die 
Justizverwaltung einmischen: 

“Nicht nur Jelzin, sondern auch seine 
Berater, Mitarbeiter und Beamte, die beauf- 
tragt waren, mit mir zu telephonieren, wollen 
sich selbst in die Tätigkeit des General- 
staatsanwalts einmischen."” 

Kazanniak wies darauf hin, daß Jelzin 
in einem bestürzenden Grad, die Kontrolle 
über seinen Stab verloren habe. “In der Ver- 
waltung des Präsidenten sind Leute, die ir- 
gendeine Anordnung unterzeichnen dürfen.” 

Wenn die Helfer einen Vorschlag 
machten, war die Beratung mit Jelzin oder 
verantwortlichen Beamten unklar und erfolgte 
gar nicht, wie sich an der Ankündigung zeigt, 
daß Militärstützpunkte in Litauen zu errichten 
seien. Gefragt nach Leuten in Jelzins Stab, 
denen der Präsident eine besondere Autorität 
gegeben hat, nannte Kazanniak Alexander 
Korzhakov, den Führer der Leibwache Jelzins. 
“Korzhakov kann jedes Problem lösen,” sagte 
Kazanniak. 

Nach Kazanniaks Sicht wird sich die 
Jelzin- Administration immer mehrinRichtung 
von Willkür und Autoritarismus bewegen. “Ich 
denke, daß in naher Zukunft bestimmte politi- 
sche Parteien geächtet werden könnten und die 
Freiheit der Bürger beschränkt werden kann.” 

Kazanniaks Beschreibung zeigt, daß 
derreale Jelzin-Apparatnichtsmitdem Bild zu 
tun hat, das im Westen von ihm gemacht wird 
- das einerdemokratischen Administration, die 
tatkräftig durch populäre Reformen die Trüm- 
mer der totalitären Vergangenheit beiseite 
räumt. 

In vieler Hinsicht ist der Jelzin-Kreml 
auffallend “sowjetisch” und sogar dem Kreml 
der Breshnew-Ära ähnlich. Das ist der Fall bei 
den zufälligen Arbeitsergebnissen des Chefs 
und der Schwäche, die er aus seiner Zeit als 
Chef der kommunistischen Partei in Swerd- 
lowsk behalten hat, die Zuflucht zur “Telefon- 
Gesetzgebung” -das istder Versuch, Probleme 
durch Eingreifen von oben zu lösen, durch 
brutale Lösungen. 
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Wenn man sich also an frühere Kreml- 
Herren erinnert, ist der Präsident der Russen 
eine schlechte Wahl. In der Auswahl seiner 
Helfer und Berater stellt Jelzin bekanntlich 
persönliche Loyalität über Kompetenz und 
Skrupel. 

Zu einem bestimmten Grad erklären 
diese Faktoren das Labyrintische in der 
Entscheidungsfindung des Jelzin-Kremls. Aber 
die Verachtung der Verwaltung für Verfas- 
sung, Gesetz und den demokratischen Prozeß 
hat tiefere Gründe. 

Jelzins Projekt der Wiederherstellung 
des Kapitalismus ist nicht populär in Rußland. 
In den Wahlergebnissen der Dezember-Wah- 
len zeigte der Block “Rußländs Wahl”, der am 
meisten zurückgeworfen wurde, daß die An- 
sichten des Präsidenten nur von 16 vonhundert 
Stimmen unterstützt werden. In einer Mei- 


nungsumfrage, die von westlichen Soziologen 


durchgeführt und durch die Zeitung “Rabot- 


schaja Tribuna” am 22. März veröffentlicht 
wurde, meinen nur 31 von 100 Russen, daß ihr 
Land “sich in die richtige Richtung entwik- 
kelt””. 

Das zeigt, daß Jelzins Pläne nicht auf 
demokratischem Wege verwirklicht werden 
können, auch nicht durch eine auf den Präsi- 
dentenzugeschnittene Verfassung, wahrschein- 
lich nicht durch legale Maßnahmen. Das bringt 
den Präsidenten und seine Berater aber nicht 
von ihrem Generalkurs ab. 

Wie Alexej Kazanniak erschreckt her- 
ausfand, sind Leute, die aktiv der Vorstellung 
der Verwaltung von der russischen Zukunft 
Widerstand leisten in der realen Gefahr, er- 
schossen zu werden. 

KASKOR-Information, Renfrey Clarke 


Das “Reform”-Programm der 
russischen Kommunisten 
Die KPRF will die ‘sowjetische Form der Volksherrschaft 
wiederherstellen” 


Es ist nieht uninteressant, an dieser Stelle und 
in unserem Heft einmal das Programm zu be- 
sprechen, das diestärksteGegenpartei zuJelzins 
Clan, die Kommunistische Partei der russi- 
schen Föderation als Alternative zur Rekapitali- 
sierung Rußlands am 15. März verabschiedet 
hat. Genauer gesagt handelt es sich bis jetzt 
allerdings noch um einen Entwurf, der der 
staunenden Parteibasis und der Bevölkerung 
vorgestellt wird und erst auf dem 3. 
Parteikongreß im Herbst verabschiedet werden 
soll. Aus Platzgründen muß ich auf den Ab- 
druck des Programms verzichten, obwohl das 
nicht uninteressant wäre und beschränke mich 
auf eine kritische Zusammenfassung. 

Ganz richtig stellt das Programm das 
schnelle Wachsen einerneuen Bourgeoisiefest, 
die überall mit dem Ausland verbunden sei. 
Für die Ursache der Notlage Rußlands hält die 
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KPRF das “Neue Denken” Gorbatschows und 
die demagogische Betonung der Menschen- 
rechte. Dadurch sei es zur Verletzung der Inter- 
essen der arbeitenden Klassen gekommen. 
Demgegenüber wird die Wiederherstellung der 
sozialökonomischen Rechte für die arbeiten- 
den Klassen gefordert. Von Freiheit, Selbstbe- 
stimmung, Presse-, Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit und dergleichen hält die 
KPRF offensichtlich wenig, wenigstens kom- 
men sienurinderobigen Charakterisierung als 
"Demagogie” vor. 

Das wird auch klar, wenn das Drei- 
stufenprogramm erörtert wird, mit dessen Hil- 
fe die Partei den Sozialismus “wiedererrichten” 
und sodann den Kommunismus ansteuern will. 
In der ersten Stufe soll in Verbindung mit der 
“progressiven patriotischen Bewegung”, wo- 
mit wohl die verschiedensten Grade von 
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Nationalisten, von der antisemitischen 
Pamjatnik bis zu den Faschisten gemeint sind, 
eine “Regierung des nationalen Vertrauens” 
gebildet werden. Die soll den Privatisierungs- 
prozeß stoppen und “damit” den Niedergang 
der Produktion aufhalten. Dazu sei es nötig, 
den Werktätigen ihr illegal privatisiertes Ver- 
mögen zurückzugeben und ihre Kontrolle über 
die Verteilung des Nationaleinkommens wie- 
der herzustellen. Es geht also sozusagen um die 
Wiederherstellung der ganzen Pleite gegange- 
nen staatlichen Zentralwirtschaft, alles andere 
ist platte Phrase. 

Nicht anders in der zweiten Phase. Hier 
soll auf der Basis einer relativen Stabilität und 
der wachsenden Teilnahme der arbeitenden 
Klasse an der Bestimmung der Staatsangelegen- 
heiten,derBildung von Sowjets, Streikkomitees 
und anderen Organisationen der Bevölkerung 
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der Prozeß der Strukturierung und der allmäh- 
lichen Ablösung des Privateigentums erfolgen. 
In der dritten Stufe endlich soll der Aufbau 
einer sozialistischen Gesellschaft aufder Basis 
der letzten Technologie vor sich gehen, wobei 
man vorhat, die besten heimischen und auslän- 
dischen Leistungen auf dem Gebiet von Wis- 
senschaft und Kultur zu nutzen. Das reinste 
Abrakadabra: Einfach die alte Struktur wieder 
neu schaffen und dann ist plötzlich das Geld für 
die Erneuerung verrosteter Anlagen da und 
“stimulierte Kreativität” wird es dann auch 
geben. 

Und dann erst das Minimalprogramm, 
das allerdings zunächst mit der Stufe 1 iden- 
tisch ist: eine Regierung des nationalen Ver- 
trauens, verantwortlich vorder Unionsversamm- 
lung, soll geschaffen werden, die nach einer 
öffentlichen Diskussion eine neue Verfassung 
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annimmt, die die sowjetische Form der 
Volksherrschaft wiederherstellt, und - 
Abrakadabra -eineübernationale Aussöhnung, 
die auf der Wiederbelebung der Freundschaft 
der Völker beruht und den freiwilligen Bund 
der ehemaligen Sowjetvölker wiederbeleben 
wird. Nicht zu vergessen, die Wiederherstellung 
der schon oben erwähnten sozialen Menschen- 
rechte, die in der alten Sowjetunion fast den 
gleichen Grad von Verwirklichung fanden, wie 
die sogenannten bürgerlichen Menschenrech- 
te: das Recht auf Arbeit,-Erholung, Wohnung, 
freie Erziehung und medizinische Fürsorge, 
Altersfürsorge, ein garantiertes Lebensmini- 
mum, staatliche Unterstützung für Familien 
und Kinder und eine Reihe von anderen sozia- 
len Rechten und Wohltaten. 

Dann wird noch einmal für die, die 
solche Texte kennen, die Katze aus dem Sack 
gelassen. Es wird aufgerufen zum Kampf für 
die Traditionen des Kollektivismus (womit 
sicher die Kolchosen gemeint sind, Zwangsge- 
meinschaften, die von Väterchen Stalins Bütteln 
zusammengehalten wurden und zum Schluß 
nicht mal in der Lage waren, das Land annä- 
hernd ausreichend mit Grundnahrungsmitteln 
zuversorgen). Es wird zur Erhaltung der Kultur 
der Bevölkerung von Russland aufgerufen, si- 
cher eine Phrase, mit der Intellektuelle gefan- 
gen werden sollen, aber auch die Nationalisten 
hören so etwas gern, obwohl sie wahrschein- 


lich Tschaikowsky und Dostojewski nur vom 
Hörensagen kennen. Dann wendet man sich 
gegen Gewalt und Anstiftung von Rassen- und 
sozialen Konflikten, - und man kann beruhigt, 
dem Geist des Programms folgend, annehmen, 
daßes sich hier darum dreht, nach sowjetischer 
Manier die anderen Völker mit Hilfe der Ar- 
mee nicht mehr zu Worte kommen zu lassen 
und gegen soziale Konflikte mit blutrünstigen 
Killerbrigaden vorzugehen, dieim Volksmund 
“debil-neurotnaja” genannt wurden. Schließ- 
lich und endlich spricht sich das Programm 
natürlich gegendie Verdrehung der Geschichte 
und der Lehren Lenins aus, womit eigentlich 
nur das Verbot von Recherchen zur geschicht- 
lichen Wahrheitunddie volle Wiederherstellung 
der Lügenmärchen der “Kurzen Geschichte der 
KPdSU” Stalinscher Machart und ähnlicher 
Machwerke gemeint sein kann. 

Das Dokument erklärt, daß es für eine 
friedlichen Entwicklung der Revolution ist, 
abernichtbeiseite stehen wird, wenn gegen die 
arbeitende Klasse Gewalt ausgeübt wird. Lei- 
der sind die russischen Kommunisten tatsäch- 
lich wieder die stärkste Partei im Land gewor- 
den und wenn sie die Armee wieder indie Hand 
bekommen, istesnicht ausgeschlossen, daß die 
“Wiederherstellung der sowjetischen Form der 
Volksherschaft” die nächste schreckliche Ka- 
tastrophe für Rußland sein wird. 

W. Rüddenklau 


Die Russische Waffenindustrie ist bereit, 
mit alten Partnern zu kooperieren 


Nachdem die USA und die ihnen befreundeten 
westlichen Industriestaaten gezeigthaben, was 
sie unter “Neuer Weltordnung” verstehen, ist 
für Rußland jetzt auch auf dem Gebiet der 
Rüstung das “Neue Denken” vorbei. Der Chef 
derrussischen Rosvoorzheniye-Kompanie kün- 
digte an, daß Russland in diesem Jahr für 20 
Milliarden Mark Waffen verkaufen will und 
damitden?2 Milliarden-Erlös vom letzten Jahr 
steigert. Der Bedarf nach russischen Waffen, 
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meinte er, sei nicht gefallen, sondern nur das 
Volumen des Verkaufs, weil Rußland aufge- 
hört hätte, den Ländern Kredit zu geben, die 
seine Waffen importierte. Rußlandhabe wegen 
seiner Beteiligung an den ökonomischen Sank- 
tionen gegen Lybien und den Irak 10-15 Milli- 
ardenim Waffenhandel verloren. Rußland, heißt 
esin offiziellen Stellungnahmen, sei bereit, die 
Zusammenarbeitmitseinen traditionellen Part- 
nern wieder aufzunehmen und zu erweitern: 
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Die arabischen Länder, Indien, China und afri- 
kanische und osteuropäische Länder. 

Russland hat begonnen, eine Serie von 
Waffen speziell für Exportabsichten zu ent- 
wickeln. Ein Beispiel dafür ist das Pantsir- 
Luftverteidigungs-Raketen-System. Das neue 
System enthält acht SA-19 Grison-Raketen mit 
erweiterter Reichweite undneuen Möglichkei- 
ten der Radarfeuerkontrolle. Pantsir kann für 
für die Verteidigung von Flughäfen benutzt 
werden oder zur taktischen Beweglichkeit auf 
dem Rücken von Kamaz-Lastwagen befestigt 
werden. | 
Rußland und Syrien haben einen 1,6- 
Milliarden-Dollar-Waffenhandelunterzeichnet. 
Syrien will 14 Su-27 Flanker haben, 30 Su-24 
Fencer, 54 MiG-29, 350 T-72-Panzer, 100 T- 
80-Panzer und eine ungenannte Anzahl von 
Iglas-Gewehren kaufen (Red.: für die Überset- 
zung diesertechnischen Angaben aus dem Eng- 
lischen keine Gewähr). 

Ähnlich erschreckend, aber auch frag- 
lich, wie die Information einer englische TV- 


Sendung, Rußland habe eine baseballgroße 
Neutronenbombe entwickelt, wirktdie Angabe 
einer rumänischen Quelle, daß die “Elipton”- 
Waffe, die von Shirinowski erwähnt wurde, 
ein Waffensystem ist, das auf 
Gravitationsstörungen beruht. Die Quelle deu- 
tete einen Zusammenhang dieses Typs von 
Waffen und dem armenischen Erdbeben an. 
Die Waffe, die von der rumänischen Quelle als 
“Hammer” bezeichnet wird, kann angeblich 
Erdbeben durch das Auslösen von 
Gravitationsschwankungen in Gebieten erzeu- 
gen, in denen sich Spannungen im Untergrund 
gebildet haben. 

Möglich ist allerdings auch, daß beide 


Waffen nur Phantasiegebilde der US-amerika- 


nischen Desinformationsabteilungen sind, die 
unteranderemmitHilfe von Tatarenmeldungen 
über Verletzungen der 
Chemiewaffenabkommen durch Rußland den 
wieder erwachenden Weltmachtkonkurrenten 
unter Druck setzen wollen. 

(Nach Angaben in APC/DISARM/ARMSTRA) 


Meldungen 


Stuttgarter Neonazi-Prozeß 
geplatzt! 


Der bereits seit drei Jahren anhaltende Prozeß 
gegen eine Gruppe von zehn Neonazis wegen 
Weiterführung der 1983 verbotenen faschist- 
ischen Kühnen-Orgaisation “Aktionsfront Na- 
tionaler Sozialisten / Nationaler Aktivisten 
(ANS/NA)”, mußte wegen Krankheit einer 
Schöffin auf unbestimmte Zeit ausgesetzt wer- 
den. Laut Strafprozeßordnung muß eine Zehn- 
Tage-Frist zur Fortsetzung des Prozesses ein- 
gehalten werden, was jedoch der zuständigen 
Staatsschutzkammer zufolge nicht zu gewähr- 
leisten war. 

Nun muß der Prozeß, der bis jetzt schon 120 
Prozeßtage dauerte und mehr als eine Million 
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Mark kostete, völlig neu aufgerollt werden. 


+ Achtung + Achtung + Achtung + 
Vorankündigung! 


Auch dieses Jahr 
“Libertärer Jahrmarkt’ 
auf dem Senefelder Platz! 


Sa 23.07.93 ab 15.00 Uhr 


Marktstände von Schnick - 
Schnack bis politische Literatur, 
Ausstellungen, Vorträge, Ge- 
sprächsrunden, Kinderprogramm 
und Live-Musik. Natürlich wird 
für das leibliche Wohl gesorgt. 
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1.Mai-Nazifrei 


Nachdem bekannt geworden war, daß die 
faschistische FAP am diesjährigen 1.Mai in 
Berlin Johannisthal (Bezirk Treptow), einen 
Aufmarsch angemeldet hatte und ein Verbot 
rechtzeitig aufhebenkonnte, versammeltensich 
gegen 10 Uhr etwa 500 Antifaschisten am 
Treffpunkt der Nazis. 

Nachdem die Einsatzleitung der Polizei die 
Bitte der FAP um polizeiliche Durchsetzung 
des Aufmarsches lediglich mit ablehnenden 
Schulterzucken beantwortete, meldete ihr 
Anmelder den Aufmarsch offiziell ab. Die sich 
im Umfeld und in einer Wohnung Ssdostallee/ 
Ecke Sterndamm aufhaltenden k!:inen Grup- 
penvonNazis,unterihnenderNic« iersächsische 
FAP-Chef Torsten Heise, konnten sich nur 
unter Polizeischutz aus Johannisthalentfernen. 
Zwischen ca. 14.00 und 17.00 Uhr entdeckten 
Antifas, daß sich die versprengten FAPler in 
der Grellstr. 64a in Berlin-Prernzlauer Berg 
sammelten. Unter Ihnen die Landesvor- 
sitzenden von Berlin Lars Burmeister, von 
Bonn/Rhein-Sieg, Norbert Weidner, und der 
bereits erwähnte Niedersachsenführer Heise. 
Etwa gegen 17.00 Uhr unternahmen sie den 
Versuch, einennicht angemeldeten Aufmarsch 
durchzuführen, der jedoch von der Polizeinach 
etwa 100 Metern bereits gestoppt und aufge- 
löst wurde. Etwa 40 Nazis wurden vorläufig 
verhaftet. 

Die Aktivitäten inder Grellstr. 46a wurden von 
Antifaschisten bereits gegen 14.30 Uhr ent- 
deckt. Jedoch dauerte es bis etwa 15.45 Uhr, 
bis die Dimension eindeutig klar war. Die 
daraufhin erfolgte Mobilisierung konnte nicht 
in der notwendigen Schnelligkeit erfolgen, so 
daß ausreichende antifaschistische Kräfte quasi 
erst mit der Polizei am Tatort ankamen und 
nicht mehr eingreifen konnten. 

Etwa gegen 18.00 Uhr entwickelten 
sich im Bereich zwischen Grellstraße- 
Greifswalder Straße, Dimitroffstraße, Prenz- 
lauer Allee Auseinandersetzungen zwischen 
der Polizei und mehreren hundert Linken, die, 
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durch unkorrekte Mikrophondurchsagen auf 
dem Oranienplatz mobilisiert, am Tatort anka- 
men, als die eigentliche Ursache für die 
Mobilisierung bereits bereinigt war. Der Ver- 
such der Polizei die Grellstraße weiträumig 
abzuriegeln, war der Auslöser der Auseinan- 
dersetzung. Die Polizei suchte dabei die Kon- 
frontation, in dem sie für die Kaiserskaufhalle, 
nähe S-Bahnhof Thälmannpark, vor der sich 
eine etwa 200 Personen umfassende Gruppe 
aufhielt, in weniger als 30 Sekunden eine drei- 
malige Auflösungsaufforderung abgab und so- 
fortmit“Knüppel frei” räumte. Inder gesamten 
Zeit fuhren Wasserwerfer und Räumpanzer 
kreuz und quer durch das Gebiet und stellten 
Stärke zur Schau. In der Dimitroffstraße wur- 
den ohne triftigen Grund 100 Personen von der 
Polizei eingekesselt, in Gefängniswagen meh- 
rere Stunden durch die Stadt gefahren und erst 
am späten Abend in Berliner Außenbezirken, 
so zum Beispiel Heerstraße (Grunewald), ent- 
lassen. 

Der Naziführer Heise und etwa 20 
weitere Gefolgsleute, die nach der Perso- 
nalienkontrolle der Polizei unbehelligt blie- 
ben, versteckten sich aus Angst vor der Antifa 
etwa bis 22.00 Uhr im Kellerbereich der 
Grellstr.46a, um sich dann freiwillig in die 
schützende Obhut der Polizei zu begeben, die 
sie dann abtransportierte. Im Laufe der Nacht 
wurden in den Seitenstraßen geparkte Kfz der 
auswärtigen FAP-Kader von Antifas außer 
Betrieb gesetzt 

Während die Polizei, diedie ganze Zeit 
mit Zivilbeamten vor dem Haus Grellstr. 46a 
postiert war, erst einschritt, als die FAP ihren 
Aufmarsch begann, wäre seitens der Antifa, 
durch einrechtzeitiges Erkennen der Situation, 
eineausreichende und frühzeitigeMobilisierung 
möglichgewesen undmanhätteden Aufmarsch- 
versuch schon im Ansatz unterbinden und die 
Nazis in ihrem Schlupfwinkel Grellstr. 46a 
festsetzen können. Trotz allem kann der Tag 
als ein Erfolg für die antifaschistische Bewe- 
gung eingeschätzt werden. Der FAP war es, 
dank der großen Zahl von antifaschistisch ein- 
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gestellten Menschen, die den Weg nach 
Johannisthal gefunden hatten, nicht möglich, 
offiziell und legal zu marschieren. Stattdessen 
versuchten sie heimlich und im Schutz der 
einbrechenden Nacht um die Häuserecken der 
Grellstraße zu schleichen und auch das war 
ihnen nur unwesentlich kurze Zeit vergönnt. 
Barni Geröllheimer 


Pressemitteilung des JAZ vom 19.4.1994 


Rostocker Polizisten in der Rolle 
von Rechtsradikalen 


Während Gruppen von bis zu 50 Faschos und 
Hooligans sich im Anschluß an das gestrige 
Fußballspiel FC Hansa - St. Pauli unbehelligt 
in der Stadtbewegen und Passanten verprügeln 
konnten, stürmten mehrere Dutzende Polizi- 
sten gegen 23.00 Uhr in Kampfuniform das 
selbstverwaltete Jugendzentrum JAZ. Anlaß 
dafür wareinangeblicherRauchbombenangriff 
auf die um das JAZ abgestellten Polizeikräfte. 
In Wirklichkeit wurdenur ein defekter Feuer- 
löscher auf seine Funktionstüchtigkeit über- 
prüft, der zum Löschen von eventuell bei 
Faschoangriffen entstehenden Bränden bereit- 
steht. Dieser Test fand auf dem Gelände des 
JAZ statt, 100 Meter von der Polizei entfernt. 
Während der entstanden Hektik durch den 
Polizeiangriff auf das JAZ, kletterten einige 
Jugendliche, in der Annahme es handele sich 
um Faschos, auf das Dach, wo sie von Polizei- 
beamten mit Steinen beworfen wurden. Drei 
Jugendliche, dieesnichtmehrgeschaffthatten, 
sich vor den Übergriffen der Polizei ins JAZ zu 
retten, wurden ohne Begründung festgenom- 
men.Ohneden Versuch zu unternehmen, durch 
Anklopfen an der Tür sich Eintritt zu verschaf- 
fen, stürmten sie das Dach und brachen die 
Dachluke auf, ohne sich dabei als Polizei zu 
erkennen zu geben. Dabei beschädigten sie das 
Zwischendach in erheblicher Weise. Nachdem 
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sievondenMitarbeiterInnenundBesucherInnen 
des JAZ darauf hingewiesen wurden, daß sie 
Hausfriedensbruch und Sachbeschädigung be- 
gehen, verließen sie nach ca. 10 Minuten das 
Dach und zogen ihre Kräfte ab. 

Was die Faschos gestern nicht schaff- 
ten konnten, wollte nun anscheinend die Poli- 
zei versuchen. Wir werten das als erneuten 
Versuch, selbstverwaltete und selbstbestimmte 
Jugendarbeit zu kriminalisieren und kritische 
Stimmen in der Stadtzu unterdrücken. Nach- 
dem sie in Güstrow eine ganze Szene als Ter- 
roristen diffamierten, sehen wir den gestrigen 
Angriff als Auftakt, ähnliche Umgangsweisen 
mit politisch denkenden Jugendlichen auch in 
Rostock einzuführen. Wir fordern die sofortige 
Bildung eines Untersuchungsausschusses durch 
die Bürgerschaft, um die Verantwortlichen für 
den gestrigen Polizeiangriff auf das JAZ zu 
benennen und zur Verantwortung zu ziehen. 


Totalverweigerer verurteilt 


Der Magdeburger Totalverweigerer Andreas 
Wieland wurde am 04.05.1994 beim Amts- 
gericht Riesa zu einem Jahr Haft ohne Bewäh- 
rung verurteilt. Das Urteil istnochnichtrechts- 
kräftig, da Berufung eingelegt wurde. 
Andreas Wieland saß um die Jahreswende 
schon Wochen lang in Arresthaftin Frankenberg 
und Marienberg unter unzumutbaren Bedin- 
gungen in Einzelhaft. Wieland, der “aus mora- 
lischen und politischen Gründen” sowohl Wehr- 
als auch Zivildienst verweigert, war von 
Feldjägern zwangsweise nach Frankenberg 
gebracht worden. 

Informationen bei: Friedensinitiative Chemnitz, 
Henriettenstraße 5, 09112 Chemnitz 


ih 
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Ein J ugendprojekt soll sterben 


Seit zweieinhalb Jahren gibt es in Strausberg 
ein selbstverwaltetes Jugendprojekt, die Vil- 
la Eckertstein. 

In dieser Zeit haben Jugendliche ihre 
Rechte wahrgenommen und Veranstaltun- 
gen der unterschiedlichsten Art organisiert. 
Unzählige Konzerte, Filmnächte, Reise-Dia- 
Berichte, Hof- und Wiesenfeste, Sport- 
wettbewerbe und, und, und, machten die Vil- 
la zu einem attraktiven Anziehungspunkt für 
Jugendliche aus dem ganzen Kreis und dar- 
über hinaus. 

Jetzt Anfang 1994 scheint es, als ob 
dieses Projekt dem Immobielienprofit skrupel- 
loser Grundstücksschieber zum Opfer fallen 
soll. 

Die“Mainzer Drei Immobilien GmbH” 
mit Sitz in der Mainzer Str. 3 (Berlin- 
Fridrichshein) hat das Grundstück vom Alt- 
eigentümer gekauft. Die Strausberger Woh- 
nungsbaugesellschaft hat ihr das Gebäude am 
16. Mai übergeben. 

Nach knapp zweijährigen Verhandlun- 
gen wurde der Stadt ein Ausweichobjekt ab- 
gerungen, daß jedoch seit März 1994 auf die 
liste der zurück zu übereignenden Grundstücke 
des Bundesvermögensamten gesetzt wurde. 

Zur zeit verhandeln die Bewohner der 
Villa Eckertstein erneut mit der Stadt über ein 
weiteres Ausweichobjekt. Die Angebote der 
Stadt sind derzeit unakzeptabel und eine Lö- 
sung liegt in weiter Ferne! 


Wer der gleichen Meinung ist wie die Bewoh- 
ner der Villa , kann dies dem Strausberger 
Bürgermeister kundtun: 


Bürgermeister der Stadt Strausberg 
Stadthaus 
Markt 10 
15344 Strausberg 
Fax: 
03341/22546 


ÖkoLi-Meinungsterror im 
Westberliner “el locco” 


Die “Ökologische Linke” versucht seit länge- 
rer Zeit ihre hausbackenen altmarxistischen 
Weisheiten in der linken Szene durchzusetzen, 
indem sie die Gegner wahlweise als Opportu- 
nisten oder Faschisten denunziert. Die Argu- 
mentation gegen Anarchisten, die versuchen, 
die physiokratische Freiland- und Schwund- 
geldtheorie weiter zu entwickeln, läuft dann 
ungefähr so: Ein wesentlicher Vertreter der 
Physiokraten war Gesell. Gesell habe zeitwei- 
se mit den Nazis kokettiert. Also sei ein 
Physiokrat mindestens ein Präfaschist. Dazu 
gibt es dann massenweise “Belege”, meist aus 
dem Zusammenhang gerissene Sätze, die aber 
jedenfalls ihres historischen Kontextes säuber- 
lich entkleidet wurden. Wesentliche Vertreter 
dieser Masche ist neben den direkt unter 
“ÖkoLi” auftretenden Leuten die in Berliner 
Studentenkreisen angesiedelte Anti-Esotherik- 
Gruppe. Ä 
Insofern freute es VertreterdieserRich- 
tung ganz besonders, daß siemiteinem Vortrag 
über Gesell am 12. Mai im sonst anarchistisch 
bestimmten Westberliner Infocafe ellocco Fuß 
fassen konnten. Der Vortragende, ein gewisser 
Herr Biel, schloß seine in parteiamtlichen Stil 
gehaltenen, ungewöhnlich flachen Ausführung 
mit der Aufforderung, den anwesenden West- 
berliner Physiokraten Klaus Schmidt, den er 
wohl als beredtesten Gegner fürchtete, nicht zu 
Wort kommen zu lassen, weil der ein 
Ökofaschist sei. Die von Biel mitgebrachten 
GenossInnen beschlossen in der Pause ein 
Weiteres: Schmidt solle rausgeworfen werden. 
Zur Eröffnung der Diskussion schlug 
eine Frau vor, man könne ja in zwei Gruppen 
tagen. Biel könne denjenigen antworten, die 
Fragen an ihn hätten, die anderen könnten mit 
Schmidt diskutieren. Damit hatte sie ins 
Wespennest gestochen. Die ökoli-bewegten 
GenossInnen von Bielhatteneine Vorabsprache 
und die Mehrheit und sie nutzten das, um den 


telegraph 5/93 


Ausschluß von Schmidt zu erzwingen. Als 
Schmidt, im Handgemenge in eine Notwehr- 
situation gekommen, mit seiner Gaspistole 
herumfuchtelte, wurde das für die jungen 
AltstalinistInnen ein Anlaß für weitere 
Tatarenrufe (“Er hat eine Pistole!”). Schmidt 
landete vor der Tür des anarchistischen el 
locco, die abgeschlossen wurde, um ihm ein 
nochmaliges Eindringen nicht zu ermöglichen. 


Eine Fabrik im grünen Wald 


Die wegen ihres Engagement beim Ausbau der 
Atomenergie bekannte Firma SIEMENS will 
uns beim Aufbau Ost helfen. Sie beabsichtigt, 
noch im Laufe dieses Jahres ein Hochleistungs- 
und Innovationszentrum für Mikroelektronik 
in Dresden zu errichten. Unter Umgehung der 
Öffentlichkeit,derbundesdeutschen Planungs- 
bestimmungen und mancherlei anderen 
Täuschungsmanövern wurde klar, daß dafür 
ausgerechnet ein Gebiet im Landschafts- 
schutzgebiet Dresdner Heide ausgewählt wur- 
de. Aus Sicht der GRÜNEN LIGA Sachsens 
wirft dieser Standort erhebliche Konflikte auf. 
SIEMENS beansprucht für die Errichtungen, 
Bürotrakte und Parkplatzflächen ca. 30 ha Flä- 
che im Landschaftsschuzgebiet. Etwa 30% da- 
von sind Waldflächen, die zum Hauptgrünzug 
Dresdner Heide-Heller-Junge Heide gehören 
und den Bebauungsplänen zum Opfer fallen 
würden. 

Und das obwohl es in Dresden eine 
große Menge brachliegender innerstädtischer 
Industriegebiete gibt, die, wie das Beispiel der 
untergegangenen Honecker-Reinsilizium- 
werkes Gitterseee zeigt, ohne allzu großen 
Aufwand saniert werden können. Aber 
SIEMENS baut natürlich lieber auf der grünen 
Wiese und die Dresdner Stadtväter sind bei der 
Aussicht auf 1.800 Arbeitsplätze zu jeder 
Schandtat bereit. 

Ganzumsonst versuchte dieGrüneLiga 
ihren Bedenken öffentliche Form zu verleihen, 
indem sie die Stadtverordneten von der Tribü- 
ne aus mit Sägespänen bewarf und vor dem 
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Rathaus ein öffentliches Kettensägen veran- 
staltete. Die Stadtverordneten gingen ungerührt 
zur Tagesordnung über, nur eine einzige Dres- 
dner Zeitung berichtete über die Aktion. 
Ganz im Schatten der SIEMENS-Dis- 
kussion wird die Dresdner Heidenoch an ande- 
ren Stellen angegriffen. Inder selben schmalen 
Waldverbindung bei Hellerau möchte eine 
Möbelfirma gern eine neue Fabrikhalle errich- 
ten, in einem Gelände welches eigentlich als 
Waldersatzflächedienen sollte. DieFirmaSBU 
hatden Kiesabbau für große Teiledes“Hellers” 
beantragt. Klammheimlich soll die Königs- 
brücker Landstraße vierspurig ausgebaut wer- 
den, ein weiterererheblicher Trennschnitt durch 
die Waldverbindung. Die Flächen wurden vor- 
sorglich gleichmit aus dem LSG ausgegliedert. 
Die Investitionsförderung aus “öffentlicher 
Hand” beträgt 1,59 Mrd DM, zwei Drittel der 
Gesamtsumme.rechnet man die Fördermittel 
auf die geplanten 1200 Arbeitsplätze um, ko- 
stet ein jeder 1,3 Mio DM. Es ist anzunehmen, 
daß mitdiesen Förderungenbeimittelständigen 
Betrieben die zehnfache Zahl an Arbeitsplät- 
zen geschaffen werden könnte. Diese 
Fördergelder stehen aber nun nicht mehr zur 
Verfügung. Es handelt sich also um eine 
Staatsinvestitionmitprivater Beteiligung. Und 
trotzdem diktiert Siemens die Bedingungen! 


(Nach Information der Grünen Liga Dresden) 


‘Wo ist das Geld für die TScher - 
nobyl-Kinder,Dr. Pflugbeil” 


fragte die “BamS” (Bild am Sonntag). Da uns 
das auch interessiert und wir vermuten, daß 
unsere Leser die “Bild am Sonntag” eher selte- 
ner zu ihrer Lieblingslektüre zählen, haben wir 
versucht einige Aktivitäten des Sebastian 
Pflugbeil näher zu betrachten. Herr Pflugbeil 
derungefähr seit 1982 in DDR-Umweltgruppen 
mitarbeitete, strebte eigentlich immer nach 
einem eher versöhnlichen Kurs, jedenfalls mit 
den jeweiligen Herrschenden. 1986nanntesich 
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auf sein Drängen hin, eine DDR-weite 
Antiatomgruppe in “Bürger die über Atom- 
energie nachdenken” um. Dies klang nicht so 
gefährlich und wie wir heute wissen, erfreute 
es die Genossender Staatssicherheit auf’s Fein- 
ste. Nachdem er Minister und danach 
Abgeordeneterim Berliner Senat geworden ist, 
weiß er immerhin “wir brauchen uns ja 
gegenseitig, die Experten und die Basis”. Dar- 
in ist die Weisheit enthalten, daß er nicht zur 
Basis gehört. Die Leute welche ein basisnahes 
Neues Forum (Parteien - Nein Danke) wollen, 
sollten es doch lieber verlassen, meint unter 
anderem Herr Pflugbeil. Einige Leute, die eine 
Wahlverweigerungskampagne ins Leben geru- 
fen haben, beispielsweise die Bundes- 
tagsabgeordnete Ingrid Köppe und der 
Landtagsabgeordinete Reinhard Schult, sollen 
jetzt aus dem Neuen Forum ausgeschlossen 
werden. Dazu paßt auch die Geschichte die 
“BamS” meinte. 

1990 wurde der“ Kinder von Tschernobyle.V.” 
unteranderem von Sebastian Pflugbeil gegrün- 
det. Dieser Verein hatte sich als ein Ziel ge- 


setzt, einzelnen Familien die Möglichkeit zu. 


geben umzusiedeln. Sie sollten das verseuchte 
Gebiet um Tschernobyl verlassen können und 
in Adamovka, in der Nähe von Minsk, ein 
neues zu Hause erhalten. Die Häuser sollten 
von belorussischen gemeinnützigen Vereinen 
mit dem Geld des deutschen Vereins gebaut 
werden. Selbst die Ziegel wurden selbst herge- 
stellt und alles schien problemlos zu laufen. 
Doch dann wurde in Deutschland bekannt, daß 
die Mafia ihre Finger im Spielhatte. Daraufhin 
zog der Verein sein Geld aus dem Vorhaben 
zurück. Einige Mitglieder waren der Meinung, 
daß eine Zusammenarbeit mit der Mafia in 
diesem Gebiet unvermeidlich sei. Sie wollten 
wenigstens die Investruinen zu Ende bauen. 
Daraufhin kam es zu einem Rechtsstreit, der 
von Herrn Pflugbeil mitSpendengeldern finan- 
ziert wurde. Destruktiver kann mit Spenden- 
geldern nicht mehr umgegangen werden. Des- 
halbruhen wahrscheinlich seitüber einem Jahr 
der größte Teil der Spendengelder auf mehre- 
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ren Konten unter Aufsicht von Herrn Pflugbeil. 
Ausgaben gibt es seitdem nur indem normalen 
Ausmaß, wie es bei deutschen, äußerst 
basisfernen und sehr bürokratischen Vereinen 
halt üblich ist. Werbung, Repräsentation und 
Verwaltung. Inwieweit die Behauptung der 
“BamS’” stimmt, Sebastian Pflugbeil würde die 
Werbeunkosten für seine eigene Profilierung 
nutzen, wissen wirnicht. Die Artseines Auftre- 
ten beim Neuen Forum läßt es auf jeden Fall 
möglich erscheinen. Da waren die Aufrechten 
des Neuen Forum 1989 ausgezogen den Sumpf 
auszuheben, aber wer sich auf das Spiel im 
Dreck einläßt, kann eben selber leicht immer 
mehr im Morast stecken bleiben. Und ob Herr 
Pflugbeil zu diesen Aufrechten gehört, steht 
seit jeher sehr in Frage. 


Rußlands Umwelt-Minister 
stellt fest, daß der bevorstehende 
Import von radioaktivem Müll 
aus Finnland illegal ist. 


Am 21. April verlautbarte Greenpeace Ruß- 
land, daß in der nächsten Woche eine große 
Ladung vonradioaktivem Öl aus der finnischen 
Atomkraftstation Loviisa für den Transport an 
die russische Plutonium-Wiederaufarbeitungs- 
anlage Mayak verladen würde. Die Vereinba- 
rung liefert Rußland harte Devisen und 
Plutonium im Austausch gegen die Lagerung 
von finnischem nuklearen Müll in Rußland. 
Das nukleare Öl von den zwei WWER- 
440 Reaktoren von Lovisa wird in die 
Wiederaufarbeitungsfabrik in der Region 
Cheliabinsk geschickt. Die Wiederaufarbeitung 
des finnischen Öls soll Plutonium und große 
Mengen von hochtoxischen transuranischen 
Elementen enthalten, die dann auf dem 
Wiederaufarbeitungsgelände gelagert werden. 
Über vierzig Jahre war Mayak eine 
geheime Nuklearfabrik, in der Plutonium für 
das sowjetische und russische Nuklear- 
waffenprogramm aufgearbeitet wurde. Im Lau- 
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fe der Jahre seiner TätigkeithatMayak den Ruf 
erworben, die schmutzigste und meist 
verstrahlteste Nuklearfabrik des Planeten zu 
sein. Mitte April hat eine große Überschwem- 
mung in der Tscheljabinsk-Region dafür ge- 
sorgt, daß das russische Parlament über die 
Befürchtung debattierte, daß vergrabener ra- 
dioaktiver Müll ausgeschwemmt wird und sich 
eine große Umweltkatastrophe in der Mayak- 
Fabrik wiederholt. Viele staatliche und 
nichtstaatliche Organisationen forderten zu- 
gleich das Verbot solcher Handelsverträge wie 
dem mit Finnland. Am 20. April verabschiede- 
te die Duma einstimmig eine Resolution, inder 
Präsident Jelzin aufgefordert wurde, etwas zu 
unternehmen, um den Import vonradioaktivem 
Müll zu stoppen. Gleichzeitig charakterisierte 
der russische Umweltminister Victor Danilov- 
Danilian auf einer Pressekonferenz, die im 
Parlament abgehalten wurde, den Vertrag zur 
Aufarbeitung finnischen nuklearen Öls als “il- 
legal”. 

“Länder wie Finnland und Ungarn ver- 
suchen nuklearen Müll in Rußland zu lagern 
und sie wollen mit harter Währung und 
Plutonium zahlen,” sagte Dima Tolmatsky von 
Greenpeace Rußland. “Das ist ein Tanz mit 
dem Teufel - nukleare Verstrahlung und 
Umweltkatastrophen sind eine klare Folge, 
wenn diese Schiffsladungen abgeschickt wer- 
den. Es ist eine klares kriminelles Vorgehen 
der Exporteure und Importeure.. 


(Greenpeace Rußland) 


Lettischer Ministerpräsident 
lehnt Plan für eine 
Müllverbrennungsanlage ab 


Eine Geschichte, die in der lettischen Presse 
hohe Wellen schlug, endete am 9. März eher 
leise. Ministerpräsident Valdis Birkavs lehnte 
die Pläne zum Bau einer Müllverbrennungs- 
anlage ab. Zur Begründung führteer an,daßein 
Import von Sondermüll internationale Gesetze 
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brechen und auch dem Geist der Baseler Kon- 
vention, die Lettland mit unterzeichnet habe, 
entgegenstehen würde. Birkavs sagte weiter, 
daß die Umweltpolitik Lettlands gegenwärtig 
keine Pläne zum Bau einer Müllverbrennungs- 
anlage beinhalten würden. Falls dies in Zu- 
kunft beabsichtigt würde, so werde zunächst 
ein Wettbewerb zu deren Bau ausgeschrieben 
werden. 

Firmenrepräsentant Schlicht und sein 
Vorschlag waren intensiv inderlettischen Presse 
behandelt worden, vor allem wegen Schlichts 
großzügiger Pressekampagneundderkontrover- 
sen Natur des Vorschlags. Die Artikel dazu 
reichten von Attacken auf die Gesetzestreue 
der PREMEX bis zu Filmstar- ähnlichen Dar- 
stellungen des silberhaarigen Schlicht. In der 
Regierung schien Schlicht aber nach der 
Hinzuziehung des Umweltzentrums Riga 
(LECAT) und der Untersuchung des Falles 
durch Greenpeace weniger Aufmerksamkeit 
gefunden zu haben. So suchte Greenpeace in 
Europa und Afrika nach den Referenzen der 
Firma und untersuchte den Vertragsvorschlag 
sowohl auf seine Gesetzmäßigkeit als auch von 
der technischen Seite her. Am Ende kam 
Geenpeace zum selben Ergebnis wie der Bre- 
mer Senator für Umweltschutz, das Institut für 
Ökologie und Politik und das Zentrum für 
Europäische Umweltgesetzgebung. In einem 
Wort: Der Vertrag wurde als “unseriös” be- 
zeichnet. So informierte etwa der Bremer 
Umweltsenator darüber, daß keine der Perso- 
nen, die Schlicht als Verantwortliche seiner 
Firma angegeben habe, ins Liechtensteins 
Handelsregister eingetragen sei. Schlicht pro- 
testierte gegen die Vorwürfe gegenüber seiner 
Firma unter anderen mit dem Argument, 
Greenpeace habe niemals mit ihm selbst ge- 
sprochen. Es seinicht notwendig gewesen, die 
Firmenreferenzen zu überprüfen, da dieRegie- 
rung ja alle offenen Fragen mit ihm selbst hätte 
diskutieren können. 

Greenpeace dagegen stellt in einer ab- 
schließenden Stellungnahmne fest, daß 
PREMEX auf die Unerfahrenheit Lettlands 
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gebaut habe. Er habe die Regierung mit riesi- 
gen Investitionssummen beeindrucken wollen. 
Die PREMEX repräsentiere eine “neue Di- 
mension des Müllhandels”, so Greenpeace. 
Normalerweise operierten solche Müll-Händ- 
ler in halb-kriminellem Milieu, in diesem Fall 
seien sie aber auch auf Regierungsebene aktiv 
geworden. Dietrich Hahn fügte als Vertreter 
des LECAT hinzu: “Das sollte eine Lektion für 
Lettland sein. Seidgewarnt vor Leuten aus dem 
Westen. Ein Geschäft, das zu gut aussieht um 
wahr sein zu können, ist es wahrscheinlich 
auch nicht.” 


(“Baltic Observer” Nr.11, “Baltic Observer” 
vom 17.3.1994, “InfoBalt Service” 


Illegale Lagerung 
von Müll in Litauen 


Auf einer Pressekonferenz am 2. Mai im Hause 
der Journalisten wurde folgendes Statement an 
die litauische Presse gegeben: 

Müll-Wirtschaft in Litauen - der“Grüne Punkt” 
wird illegal deponiert. Die Erfahrungen von 


westlichen Umweltschützern besagen, daß für 


. die Müllwirtschaft ein konkretes Modell und 


eine Struktur gebraucht wird. Das ist das Re- 
sultat eines dreitägigen Seminars der litaui- 
schen Umweltorganisation VAK und des 
BUND Bremen vom 30.4. -2.5.1994. Seitzwei 
Jahren (als ein gleichartiges Seminar in Riga 
stattfand) erhielt die litauische Verwaltung 
Informationen überdiesen Gegenstand, tat aber 
nichts: Kein Müllwirtschaftsgesetz, keine Or- 
ganisation,nur Inkompetenz und die Standard- 
Entschuldigung: “Kein Geld.” 

Aber das ist keine Entschuldigung ge- 
rade in der schwierigen Situation von Litauen. 
Mit einem Müllwirtschaftsgesetz kann man 
Verantwortung, Preise, einSammelsystem und 
so weiter organisieren. 

Wir kritisieren heftig den “Grünen 
Punkt”, das deutsche Müllexport-System. Sie 
importieren den Müll nicht nur illegal nach 
Litauen, sie lagern ihn auch in großen Mengen 
auf der Getlini-Landzunge nahe bei Riga. Und 
dort verdienennatürlich einige Leute viel Geld 
dafür. 

Wir sagen: Der Import des “Grüne- 
Punkt”- Müll muß sofort gestoppt werden. 


Termine 


ALBERT CASPARI, InfoBalt 
20.-22.05.: Informationen hörbar ge- 
macht. Radiofeature selbst gestaltet, Kontakt: 
Rolf Cantzen, Tel.. 030/6912100 
20.-22.05.: Einführung in die gewaltfreie 
Aktion, Ort: Carl-Kabat-Haus in Mutlangen, 
Kontakt: Jutav. Ochsenstein, Schulstr. 7,73555 
Mutlangen, Tel.: 07171/74263 
20.-23.05.: Pfingst-Belagerungs-Aktion 
in Gorleben, Kontakt: Die Unbeugsamen, c/o 
BI Lüchow-Dannenberg, Drawohner Str. 3, 
29439 Lüchow, Tel.: 05841/4684 
24.05.: Vortrag: Wie aktuell ist die Kon- 
troverse über den Extremismus der Mitte? 
Veranstalter: Hamburger Institut für Sozial- 
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forschung, Ort: Hauptgebäude der Universität, 
Hörsaal A 

24.05.: Blockaden und andere Behinde- 
rungsaktionen gegen einen Atomtransport von 
Brokdorf.nach Sellafield, Kontakt. Gewaltfreie 
Aktionsbündnis, Nernstweg 32, 22765 Ham- 
burg, Tel.: 040/3909222 

25.05., 18.00 Uhr: Rassismus - aus der 
Mitte der Gesellschaft, Veranstalter: Antifa- 
Referat der Humbodlt-Uni, Ort: Humboldt- 
Uni, Traditionskabinett (Eingang Audimax) 

25.05., 11.00 Uhr: Halt! - Mittwoch- 
Aussteigen! Gibt es anarchistische Perspekti- 
ven in Berlin?, Ort: barbata-anarchistischer 
Medienladen im el locco, Kreuzbergstr. 43, 
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10965 Berlin (U- und S-Bahn Yorkstr.) 

28.05.-05.06.: Aktionen gegen die 
Rüstungsmesse “Internationale Luftfahrts- 
ausstellung (ILA), Kontakt: Kampagne gegen 
Wehrdienst, Zwangsdienste und Militär, 
Oranienstr. 25, 10999 Berlin, Tel.: 030/ 
61500630 

28.05., 19.00 Uhr: Vortrag: Den Men- 
schen befreien, das ist die einzig legitime 
Einflußnahme, Ort: siehe 25.05. 

29.05.: Entzäunungs- und Umwand- 
lungsaktion “Todesland in Lebensland!” am 
EUCOM, Stuttgart Kontakt: EUCOMmunity, 
c/o ORL, Furtbachstr. 10, 70178 Stuttgart, 
Tel.: 0711/6409620 

29.05., 18.00 Uhr: Anti-nationale In- 
itiative, Nationalismus in Osteurope und ein 
Bericht aus Argentinien, Ort: siehe 25.05. 

30.05.-05.06..: Bundesweite Aktions- 
woche zum Simensboykott, Kontakt: Koordi- 
nationskreis Siemens-Kampagne, Postfach 
610285, 10924 Berlin, Tel.:030/2299553, Fax. 
030/2291822 

31.05.: Vortrag: Antismitismus, made 
in DDR, Ort: Jos Fritz-Cafe’, Wilhelmstr. 15, 
Freiburg 

31.05., 18.00 Uhr: Infotreff: Colpo-po- 
litische Stadtkommune, Ort: siehe 25.05. 

01.06., 11.00 Uhr: Halt!-Mittwoch-Aus- 
steigen, siehe 25.05. 

01.06.,18.00 uhr: Burschenschaften und 
Korporation, Veranstalter: Antifa-Referat der 
Humbolt-Uni, ort: Humbolt-Uni, Tradition- 
skabinett (Eingang Audimax) 

02.-05.06.: Widerstandscamp “Anarchie 
konkret” in Marburg, Kontakt: AG Anarchismus 
in der DFG-VK, Bahnhofstr. 15, 35282 
Rauschenberg, Tel.:0261/17053, 0208/856326, 
0221/393978, 06425/1695 

02.06., 19.00 Uhr: Diskussionsrunde: 
Anarchistische Positionen zu aktuellen 
Gegenwartsthemen, Ort: siehe 25.05. 

03,-05.06.: Seminar: Leben in Gemein- 
schaften. Kontakt: Ökodorf-Institut, Ginsterweg 
3,31595 Steyerberg, Tel.: 05764/2154 (Mo-Do 
10-12 Uhr) 
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05.06.: bundesweiter Aktionstag “Mobil 
ohne Auto”, Kontakt: MoA, Weißenburger Str. 
65, 50670 Köln 

05.-11.06.: Gegenveranstaltungen zum 
“Weltkongreß Wehrmedizin”, Kontakt: 
Bundesverband der TierversuchsgegnerInnen, 
Roermonder Str. 4a, 52072 Aachen, Tel.: 0241/ 
57214 

07.06.: Vortrag: Mutiert der Kern nach 
rechts? Veranstalter: Hamburger Institut für 
Sozialforschung, Ort: Hauptgebäude der Uni- 
versität, Hörsaal A 

08.06.: Burschenschaften und Korpo- 
ration, Fortsetzung vom 01.06., siehe 01.06. 

10.-12.06.: Vorbereitungswochenende 
für “Lebenslaute”-Konzertaktion in Gorleben, 
Kontakt: Lebenslaute, Tel.: 05843/1574 

12.06.: Europawahlboykott 

15.06., 18.00 Uhr: Die FAP in Berlin, 

siehe 01.06. 


IM BANDITO ROSSO 


19.05. Hitlerjunge Salomon, Spielfim 
26.05. Die Bombe tickt Teil 1, Spielfilm 
02.06. Die Bombe tickt Teil 2, Spielfilm 
09.06. Kahlschlag, Spielfilm 


jeweils 20.00 Uhr, Eintritt frei 


Infoladen im Bandito Rosso 


Infoladen : Zeitschriftenarchiv 
Lottumstr. 10a, 10119 Berlin 


Do von 19-24 Uhr, Fr ab 20 Uhr 
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telegraph - Abonnement 


Ich bestelle den telegraph ım Abonnement 

ab: für 

__ Wahr (45.- DM) An | 

1/72 Jahr (23.- DM) Redaktıon telegraph 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofem es nicht - 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. Schlıiemannstr. 22 


Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. Ber in 0-1058 
__ auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
. ’ 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken) ! Ich bestelle Exemplare 


- der Sondernummer Mai/ 92 zum Preis 
Datum/ÜUnterschrift von 4 DM pro Exemplar. Nur gegen 


telegraph - das Geschenk |Name: 


Ich verschenke den telegraph als Abo für Str./Nr.: 
l Jahr (45.-DM) an: Ort/PLZ: 


Name: Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
Str/Nr: __ per Abbuchung __Bar 


Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Konto-Nr. Bankleitzahl 
Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph” verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ist, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten 
Unterschrift bestätigen. 

Fristen: | 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sıch automatisch, wenn nicht spätestens 6 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph” noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 
Bar oder Scheck !). 

Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach eın "telegraph"-Abo ! 


Förderabo: u ER den "lewank® 
Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wıe den telegrap 


unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM im J ahr tun. Die u 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 
Auslandsabo: M 
Wegen des erheblich höheren Portos kostet eın Auslandsabo im Jahr 60,-DM. 


Sondernummer: le 
Auf dieser Karte findet sich auch ein Feld zum Bestellen der Sondernummer Maı/92 


(Mitte rechts auf der Karte). Nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck 
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